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Fb Informatik genehmigt 
Nachdem, wie berichtet, die zuständigen Gremien der UniveTsität 
Frankfurt dem Vorschlag des Präsidenten, einen Fachbereich In­
formatik zu gründen, zugestimmt haben, hat nun auch der Hes­
sische Kultusminister durch Erlaß vom 2. 2. 1977 die Bildung eines 
solchen Fachbereichs genehmigt. Allerdings hat der Kultusmini­
ster insofern den Beschlüssen der Universität nicht zugestimmt, 
als der Ständige Ausschuß für Organisationsangelegenheiten (11) 
als Gründungsgremium fungieren sollte. 

Zwar sei es richtig, daß im HUG 
kein Gremium vorgesehen ist, 
das die notwendigen Entschei­
dungen bis zur Funktions­
fähigkeit eines neuen Fachbe­
reichs trifft. Dennoch könne 
dieses zentrale Gremium nicht 
Entscheidungen treffen, die den 
Fachbereichen vorbehalten 
sind. 
Der Kultusminister sieht nur 
die Möglichkeit, als Rechts­
aufsichtsbehörde selbst ein 
Gründungsgremium kommis­
sarisch einzusetzen (§ 38 Abs.3 
in Verbindung mit Abs.2 
HHG). Dabei ist er bereit, 
"auf Vorschlag der Universi­
tät geeignete Persönlichkeiten 
auf begrenzte Zeit zu Beauf­
tragten zu bestellen und ihnen 
die Befugnisse von Fachbe­
reichsmitgliedern im erforder-

Die nächste Ausgabe von 
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erscheint am 20. April 1977. 
Redaktionsschluß ist der 15. 
April 1977. 

UNI-REPORT steht im 
Rahmen seiner Möglich­
keiten allen Universitäts­
mitgliedern für Veröffent­
lich ungen zur Verfügung. 

lichen Umfang zu übertragen. 
Den Beauftragten ist insbe­
sondere die Aufgabe zu über­
tr,agen, zur Vorbereitung und 
im Zusammenhang mit Beru­
fungen, Stellenbesetzungen 
und Einführung des Studien­
ganges angewandte Informa­
tik tätig zu werden. Bei der 
Auswahl der zu beauftragen­
den Persönlichkeiten (Hoch­
schullehrer, wissenschaftliche 
Bedienstete, Studenten und 
sonstige Bedienstete) werde 
ich auf Fachnähe und Grup­
penparität achten. Ich habe 
keine Bedenken, wenn ein 
zentrales Organ der Universi­
tät diesen Vorschlag erarbei­
tet. In Übereinstimmung mit 
Ihnen beabsichtige ich, 12 
Professoren und Vertreter der 
übrigen in der Universität 
vertretenen Gruppen entspre­
chend der Parität des § 24 
Abs. 3 HUG zu beauftragen." 
In seiner Sitzung am 3.2. hat 
der Ständige Ausschuß II ei­
nen entsprechenden Beset­
zungsvorschlag für den 
" Gründungsfachbereichsrat" 
beschlossen. Ihm sollen ange­
hören: 

Professoren: 
G. Müller (Fb 2), 
J. Niedereichholz (Fb 2), 
C. Schnorr (Fb 12), 
B, Brosowski (Fb 12), 

1. Vize: Professor Winter 
In seiner Sitzung am 26. Januar wählte der Konvent den Zoolo­
gen, Prof. Dr. Christian Winter, zum 1. Vizepräsidenten für die 
Amtszeit vom 16. April 1977 bis zum 15. April 1979. Von den 56 
anwesenden Mitgliedern des Konvents stimmten 48 für und 4 
gegen Prof. Winter. Vier Mitglieder enthielten sich der Stimme. 
Nicht nur die Mitglieder der Mehrheitsfraktionen, auch die der 
Demokratischen Opposition stimmten für den einzigen Kandida­
ten. Prof. Winter ist Nachfolger von Prof. Dr. Hal'twig KeIm, der 
sich nicht wieder zur Wahl stellte. 

Prof. Winter (42 Jahre) pro­
movierte 1962 und machte ein 
Jahr später sein Staatsexamen 
für den höheren Schuldienst. 
Nach der Promotion war er 
wissenschaftlicher Angestell­
ter und Verwalter einer wis­
senschaftlichen Assisten ten­
stelle. 1963 wurde er zum wis­
senschaftlichen Assisten ten 
am ZOOlogischen Institut der 
TU Braunschweig ernannt. 
1965 kam er als Assistent an 
das. Zoologische Institut der 
~Dlversität Frankfurt. 1971 
gmg er für ein Jahr nach Re­
f.ensburg, wo er sich habili­
~erte, und .folgte dann einem 
Z uf a~f ellle Professur für 

f 
OOlogIe zurück nach Frank­

urt. 

~rof. Winter hat vielfältige 
rfahrungen in der Selbstver­

~taltung der Universita .. t Er 
lS M't . d 1 glied des Konvents und 
z~ . Konventsvorstandes. Vor 
F el Jahren war er Dekan des 
J .a1chbereichs Biologie, ein 
a 1r Zuvor Prädekan sowie 

später Prodekan, Er ist Mit­
glied des Lehr- und Studien­
ausschusses sowie Kapazitäts­
beauftragter seines Fachbe­
reichs. 

Foto: Heisig 

D. Mans (Fb 3), 
W. Klein (Fb 10), 
D. Wolf (Fb 13), 
W. Giere (Fb 19), 
H. Tzschach (TH Darmstadt), 
J. Encarnacao (TH Darm­
stadt), 
Herr Hartenstein (TH Karls­
ruhe), 
S. Simitis (Fb 1). 
Wissenschaftliche Mitarbeiter: 
Herr Trostmann (HRZ), 
Herr Heider (Fb 3). 
Studenten: 
Clemens Egenols (RCDS), 
Michael Müller (RCDS), 
Volker Hassenkamp (SKI) , 
Wilhelm Hassenkamp (SKI). 
Sonstige Mitarbeiter: 
Herr Rüschmann (Fb 13), 
Herr Weiss (Präsidialabtei­
lung). 
Zwei weitere Studentische 
Mitglieder sind noch zu be­
nennen, ferner zwei Professo­
ren, sofern die vorgeschlage­
nen Mitglieder der TH Darm­
stadt ihre Nomination nicht 
annehmen. 

• • 

Um eine breite Diskussion über die Studiensituation zu ermög­
lichen, fielen am 1. Februar die Lehrveranstaltungen aus. Am 
Vormittag fanden Fachbereichsversammlungen statt, am N ach­
mittag eine Vollversammlung, die wegen des großen Andrangs 
auf den Campus verlegt wurde (siehe Artikel: Protest durch 
"Aktionsfeste" auf Seite 5). 

Fb Okonomie beschlossen 
Unter dem Vorbehalt, daß der Kultusminister entsprechend dem 
Stellenkonzept der Universität Frankfurt Freigabeerklärungen 
für Planstellen abgibt, haben der Senat am 2. Februar 1977 und 
der Ständige Ausschuß 11 für Organisationsangelegenheiten am 
3. Februar 1977 der Gründung eines Fachbereichs Ökonomie zuge­
stimmt. 

Der Beschluß des Senats lau­
tet: . 
"Für den Fall, daß ein neuer 
Studiengang Ökonomie einge­
richtet wird, soll dies organi­
satorisch in einem neuen 
Fachbereich geschehen. 
Der Senat geht davon aus, 
daß durch diese Gründung 
Fächer, die zur Zeit in ande­
ren Fachbereichen als dem 
Fachbereich Wirtschaftswis­
senschaften vertreten sind, 
nicht ohne Mitwirkung des 
Senats in den neuen Fachbe­
reich aufgenommen werden 
können. 
Der Senat weist auf die vom 
Ständigen Ausschuß III be­
schlossene Voraussetzungen 
bezüglich der Stellenbewirt­
schaftung/Stellenfreigabe hin 
und schließt sich diesem Vo­
tum an." 
Der Beschluß des Organisati­
onsausschusses lautet: 
"Auf der Grundlage der Zif­
fern 4 - 6 des Beschlusses 
des Ständigen Ausschusses UI 
(Haushalt) vom 11.11. 1976 (s. 
Uni-Report vom 18. 11. 1976, 
Studententableau) und des Zu­
weisungsbeschlusses des Stän­
digen Ausschusses Irr vom 
6, 1. 1977 beschließt der Stän­
dige Ausschuß II die Gründung 
eines Fachbereichs ,Ökonomie' 
unter folgenden Bedingungen: 
1. Grundlage des Gründungs­
beschlusses ist die Vorlage des 
Präsidenten H 3.130. Diese 
stellt den Rahmen dar, der 
von dem zu gründenden Fach­
bereich curricular zu füllen 
ist. Die Rahmenrichtlinien für 
Studienordnungen des StA I 
sind hierbei zu berücksichti­
gen. 

2. Der Ständige Ausschuß II 
geht davon aus, daß der Kul­
tusminister einen vorläufigen 
Fachbereichsrat kommissa­
risch einsetzen wird. Er wird 
hierzu einen Besetzungsvor­
schlag vorlegen auf der 
Grundlage von Vorschlägen 
von Mitgliedern des Organisa­
tionsausschusses und des 
Fachbereichsrats Wirtschafts­
wissenschaften. Der Ständige 
Ausschuß II wird zunächst ei­
nen vorläufigen Vorschlag er­
arbeiten, den er dem Fachbe­
reichsrat Wirtschaftswissen­
schaften vor der endgültigen 
Beschlußfassung zur Stellung­
nahme vorlegt." 
Die in dem Beschluß des Or­
ganisationsausschusses aufge­
nommene Vorlage enthält die 
vom Referat Curriculumpla­
nung in der Präsidialabteilung 
erarbeiteten Vorstellungen 
über die Gestaltung eines Stu­
dienganges Ökonomie. Dieses 
Konzept war im Herbst ver­
gangenen Jahres dem Fachbe­
reich Wirtschaftswissenschaf­
ten vorgelegt worden. Der 
Fachbereich hatte schwere 
Bedenken gegen die Auswei­
tung des Studienangebotes im 
Fach Wirtschaftswissenschaf­
ten geäußert. Er befürchtet, 
daß sich die Berufsaussichten 
für Wirtschaftswissenschaftler 
insgesamt und für die absol­
venten des geplanten, stärker 
tätigkeitsfeldorientierten Stu­
dienganges verschlechtern. 
Demgegenüber beurteilt der 
Präsident in Übereinstimmung 
mit dem Wissenschaftsrat die 
Berufsaussichten für Absol­
venten ökonomischer Studien­
gänge positiv. Diese Einschät­
zung hat sich auch bei den 
zuständigen zentralen Gremi-

en der Universität durchge­
setzt. 
Die Ansiedlung des vorgese­
henen Studienganges Ökono­
mie im Fachbereich Wirt­
schaftswissenschaften wird 
u. a. deshalb nicht angestrebt, 
weil dieser Fachbereich ohne­
hin schon eine Größe erreicht 
hat (62 HochschullehrersteI­
len), die jenseits des wissen­
schaftlich vertretbaren Opti­
mismus liegt. Trotz seiner Be­
denken ist der Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften je­
doch im Falle der Einrichtung 
eines neuen ökonomischen 
Studienganges an einer Mitar7 
beit insbesondere bei der Ge­
staltung des Studieninhaltes 
in teressiert. 
Die Einrichtung eines Fachbe­
reichs Ökonomie hängt jetzt 
von der Genehmigung des' 
Hessischen Kultusministers 
ab. So er positiv reagiert, wird 
er voraussichtlich wie im Fal-" 
le der Informatik einen Grün-' 
dungsfachbereichsrat . einset-' 
zen. 

Wahlen im SS 

Im Sommersemester werden 
an der Universität Frankfurt 
der Konvent und die Fachbe­
reichsräte neu gewählt. Für 
die Wahl des Konvents hat 
der Vorstand des Konvents in 
seiner Sitzung am 26. 1. 1977 
einstimmig folgenden Zentra­
len Wahlvorstand gebildet: 
Hochschullehrer: Prof. Ruh­
wedel (Stellvertreter Prof. 
Schaarschmidt) ; 
Wissenschaftliche Mitarbeiter : 
Dr. Müller (Stellvertreter 
Herr Seyfried); 
Studenten: Herr Simon (Stell­
vertreter Herr Spamer); 
Sonstige Mi tarbei ter: Herr 
Schunck (Stellvertreter Herr 
Depper). 
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Rechtliche Lage der Hiwis 
Aufgrund zahlreicher Anfra­
gen und der allgemein ver­
breiteten Unklarheit über die 
arbeitsrechtIlche Situation der 
wissenschaftlichen Hilfskräfte 
(Hiwi.) ohne Abschluß, insbe­
sondere nach dem Erlaß des 
Hessischen Kultusministers 
vom 30.1.1976, ist es notwen­
dig geworden, folgendes fest­
zustellen: 
1. Der oben zitierte Erlaß des 
HKM betrifft die Versiche­
rungspflicht der wissenschaft­
lichen Hilfskräfte und bezieht 
sich auf Urteile des Bundesso­
zialgerichtes vom 10. ~. 1975. 
Danach gilt folgendes: 
a) Alle wissenschaftlichen 
Hilfskräfte ohne Abschluß, die 
wöchentlich mehr als 20 Stun­
den gegen Entgelt arbeiten, 
müssen in allen Zweigen der 
gesetzlichen Sozialversiche-, 

3. Welche Konsequenzen ha­
ben nun die o. a. Feststellun­
gen: 
a) Wissenschaftliche Hilfs­
kräfte. ohne Abschluß haben 
Anspruch auf Erholungsur­
laub gemäß dem Bundesur­
laubsgesetz anteilig ihrer Be­
schäftigungszei t. 
b) Als Angestellte haben die 
Hilfskräfte Anspruch auf 
Fortzahlung der Bezüge im 
Krankheitsfall bis einschließ­
lich 6 Wochen (BGB § 616). 
c) Für wissenschaftliche 
Hilfskräfte gilt nicht der BAT 
(BAT § 3 Buchst. g), d. h., daß 
sie von den tarifvertraglichen 
Regelungen in aller Form 
ausgeschlossen sind. 
So kann den wissenschaftli­
chen Hilfskräften nicht, wie 
den anderen Angestellten, in 

rung vom Arbeitgeber versi- --------,----­
chert werden. 
b) Dies ist offensichtlich dem 
öffentlichen Arbeitgeber zu 
teuer. 
Deshalb der Erlaß des HKM, 
in dem die Universität aufge­
fordert wird " ... durch geeig­
nete Maßnahmen sicherzu­
stellen, daß wissenschaftliche 
Hilfskräfte ohne Abschluß ab 
sofort grundsätzlich nur stun-
denweise und nicht mehr als 
höchstens 19 Stunden wö­
chentlich beschäftigt werden." 
Dadurch unterliegen die Be­
troffenen nicht mehr der So­
zialversicherungspflicht. 
2. Gleichgültig, wie der Erlaß 
von der Universität ausgelegt 
und durchgeführt wird, gilt 
folgendes: 
a) Alle wissenschaftlichen 
Hilfskräfte und Tutoren ohne 
Abschluß, die hier an der 
Universität gegen Entgelt ar­
beiten, sind Arbeitnehmer im 
Sinne des Gesetzes. 
- Sie sind verpflichtet zur 
Arbeitsleistung. 
- Sie anerkennen das Wei­
sungsrecht des Arbeitgebers, 
vertreten durch den direkten 
Vorgesetzten, hinsichtlich des 
Ortes der Arbeitsleistung, der 
Arbeitszeit und Art und Weise 
der zu erbringenden Arbeit. 
- Sie sind grundsätzlich an­
gewiesen auf abhängige Ar­
beit. Ihre Existenzgrundlage 

Der ' 
Personalrat 
informiert 

der Regel eine Zuwendung 
gemäß Tarifvertrag vom 
12. 10. 1973 (13. Monatsgehalt) 
gegeben werden. Eine solche 
Zuwendung kann nur durcl:! 
den ausdrücklichen Erlaß des 
Kultusministers gewährt wer­
den. (Ein solcher Erlaß war 
vom HKM am 30. 12. 1976 ge­
geben worden.) 
d) Durch die vom Kanzler ge­
nehmigten Anträge der Fach­
bereiche, der Betriebseinhei­
ten oder des weisungsbefugten 
Vorgesetzten an den Präsiden­
ten für die stundenweise Be­
schäftigung einer studenti­
schen Hilfskraft und durch 
die Aufnahme der Arbeit der 
studentischen Hilfskraft ent­
steht arbeitsrechtlich gesehen 
ein voll gültiger Arbeitsver­
trag. Der Arbeitsvertrag ist, 
abgesehen von wenigen ge-

setzlichen und tariflichen 
Vorschriften, grundsätzlich 
an keine Form gebunden, das 
heißt, er kann schriftlich, 
mündlich oder stillschweigend 
durch schlüssiges Handeln zu­
standekommen. In jedem Fall 
entsteht durch die Aufnahme 
der Arbeit durch die wissen­
schafllichen Hilfskräfte ein 
arbeitsvertragliches Verhält­
nis. 
e) Für jede Einstellung einer 
wissenschaftlichen Hilfskraft 
ohne Abschluß hat der Perso­
nalrat sein Mitbestimmungs­
recht gemäß HPVG § 64 
wahrzunehmen, d. h. in jedem 
Fall sind wissenschaftliche 
Hilfskräfte gut beraten, wenn 
sie vor Arbeitsaufnahme im 
Zweifel sind, ob ihre Arbeits­
bedingungen den rechtlichen 
Vorschriften entsprechen, den 
Personalrat aufsuchen und 
sich mit ihm beraten. 
f) Der Personalrat hält gegen­
über dem Dienststellenleiter 
an seiner Forderung fest, daß 
alle wissenschaftlichen Hilfs­
kräfte einen schriftlichen 
Nachweis' über ihr Beschäfti­
gungsverhältnis erhalten (Ar­
beitsvertrag), der von der 
Dienststelle und von der 
Hilfskraft unterzeichnet ist 
und aus dem hervorgeht: 
1. Beginn und Dauer des Be­
sChäftigungsverhäl tnisses 
2. Stundenzahl pro Monat 
3. Höhe der Vergütung 
4. Form und Zeitpunkt der 
Auszahl ung. 
Eiri solcher schriftlich abge­
schlossener Arbeitsvertrag 
würde die Rechtssicherheit 
für alle Beteiligten erhöhen. 
Ich darf in diesem Zusam­
menhang alle wissenschaftli­
chen Hilfskräfte ohne Ab­
schluß, die neu an unsere 
Universität gekommen sind, 
recht herzlich begrüßen und 
hoffen, daß Sie sich an Ihrem 
Arbeitsplatz wohl fühlen. Der 
Personalrat wird Ihnen im 
Rahmen seiner Möglichkeiten 
mit Rat und Tat zur Seite ste­
hen. 
Wolf gang Weißmann 
Vorsitzender des 
Personalrates 
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§ Ski- und Ferienheim der §§ 
~ Universität Frankfurt ~ 
~ in Hirschegg (Kleinwalsertal) I 
~. Für einen Ferienaufenthalt bietet sich Ihnen und Ih- ~ 
~ ren Angehörigen in der Zeit vom ·19. Mai bis 22. Ok- ~ 
~ tober 1977 das "Haus Bergkranz" im Kleinwalsertal ~ 
~ an. ~ 
§ Auskünfte erteilt die Universitätsverwaltung, Sen- § 
~ ckenberganlage 31 (Juridicum), Raum 762, Telefon ~ 
§ 798-3236. § 
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Zur Anzeigepflicht 
von Nebentätigkeiten 
Der Personalrat nimmt zum 
Rundschreiben des Präsiden­
ten wie folgt Stellung: 
1. Das Rundschreiben enthält 
einen brauchbaren Überblick 
über den neuesten Stand der 
rechtlichen Bestimmungen, 
die die Anzeigepflicht und 
Genehmigungspflicht von Ne­
bentätigkeiten regeln. Aller­
dings geht aus dem Rund­
schreiben nicht hervor, daß 
die Anzeigepflicht von ge­
werkschaftlicher und politi­
scher Tätigkeit im HBG nicht 
gestrichen ist. Es sollte jedoch 
in dem Rundschreiben darauf 
hingewiesen werden. Durch 
Erlaß vom 21. 9. 1976 ist nur 
geregelt, daß die Anwendung 
dieser gesetzlichen Bestim­
mung gegenwärtig nicht vor­
gesehen ist. 
2. Der Personalrat teilt nicht 
die Meinung des Präsidenten, 
daß es der Zweck der ausge­
weiteten Anzeigepflicht für 
Nebentätigkeiten ist, "dem 
Dienstvorgesetzten die Aus­
übung der sogen. Mißbrauchs­
aufsicht zu ermöglichen." 
Dieses geht aus dem Rund­
schreiben selbst gut hervor. 
Denn in.wieweit dient es der 
Aufsicht des Mißbrauchs öf­
fentlicher Mittel zu priva.ten 
Zwecken, wenn z. B. Vortrags­
tätigkeit ohne Vergütung, 
schriftstellerische Tätigkeiten 
ohne Vergütung (wie das 
Schreiben von Aufsätzen) 
nach neuem Recht anzeige-

pflichtig sind. Hochschulleh­
rer werden von dieser Anzei­
gepflicht ausdrücklich ausge­
nommen, auch wenn sie die 
gleichen Tätigkeiten gegen 
Vergütung verrichten, soweit 
bei ihnen diese Tätigkeit im 
Zusammenhang mit For­
sChungsaufgaben, d. h. ihrer 
Haupttätigkeit stehen. 
3. Im besonderen sieht sich 
der Personalrat durch das 
Rundschreiben in seiner Auf­
fassung bestätigt, daß es eine 
Anbindung der Arbeiter an 
das HBG nicht gibt und daß 
daher die Aufforderung der 
Arbeiter zur Unterschrift, wie 
sie im 1. Rundschreiben gefor­
dert wurde, keine rechtliche 
Grundlage hat. 
4. Der Personalrat ist nach 
wie vor für die Streichung der 
neuen gesetzlichen Nebentä­
tigkeitsbestimmungen im 
HBG und bleibt bei seiner al­
ten Stellungnahme. 
5. Der Personalrat würde es 
dagegen im Sinne einer Kon­
trolle über möglichen Miß­
brauch öffentlicher Mittel zur 
privaten Bereicherung begrü­
ßen, wenn der Personalrat in 
alle bisher genehmigungs­
pflichtigen Nebentätigkeiten, 
auch die der Hochschullehrer, 
Einblick bekäme. 

beruht in aller Regel auf dem 
Bestehen eines Arbeitsver­
häl tnisses. 
- Hinzu kommt, daß für alle 
wissenschaftlichen Hilfskräfte 
eine Personalnummer geführt 
und sie als Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes in aller 
Form, gemäß dem Verpflich­
tungsgesetz, besonders ver­
pflichtet werden. 

Protest gegen "Reinigungserlaß" 

Der Personalrat unterstützt 
die Resolution der 50 Reini­
gungsfrauen der Universität 
Frankfurt - Kernbereich -
vom 20.1. 1977, insbesondere 
die folgenden von ihnen erho­
benen drei Forderungen: 

b) Alle wissenschaftlichen 
Hilfskräfte ohne Abschluß 
sind Angestellte gemäß § 4, 
Abs. 1, Ziff. 4 Angestelltenver­
sicherungsgesetz (A VG). 
Hinzu kommt, daß nach dem 
Gesamtbild der von den wis­
senschaftlichen Hilfskräften 
verrichteten Arbeit die geisti­
ge Leistung im Vordergrund 
steht (BAG, Urteil vom 24.7. 
1957 - 4 AZR 445/54 in AP 
Nr. 5 zu § 59 Handelsgesetz­
buchHGB). 
"Tutoren und studentische 
Hilfskräfte sind Bedienstete 
im Sinne des HPVG... Auf 
die Dauer der täglichen Ar­
beitszeit der Bediensteten 
kommt es nicht an, Die Tuto­
ren uhd studentischen Hilfs­
kräfte gehören zur Gruppe 
der wissenschaftlichen Be­
diensteten im Sinne von § 81 
Abs. 2 HPVG... Der Weiter­
bildungscharakter ihrer Ar­
beitsverhältnisse ist von un­
tergeordneter Bedeutung ... " 
(aus dem Beschluß des Ver­
wal tungsgerich tes Frankfurt, 
Fachkammer für Personalver­
tretungssachen, AZ V/V-L 23/ 
76 vom 18. 1. 1977 - noch 
nicht rechtskräftig, da die 
Universität Beschwerde einge­
legt hat.) 

Auf einer von der ÖTV-Be­
triebsgruppe einberufenen 
Versammlung der Reinigungs­
frauen im Universitätskernbe­
reich am 20. Januar wurde 
scharfe Kritik an einem "Rei­
nigungserlaß" der Landesre­
gierung vom März 1976 geübt. 
Nach diesem Erlaß soll nach 
und nach von der Eigenreini­
gung zur Fremdreinigung 
übergegangen werden. In ei­
ner Resolution forderten etwa 
50 Reinigungsfrauen die so­
fortige Zurücknahme des Er­
lasses, die Neubesetzung aller 
freiwerdenden Reinigungs­
planstellen sowie die Abschaf­
fung der beiden untersten 
Lohn- und Gehaltsgruppen 
gefordert. Die ÖTV fordert 
alle Universitätsbeschäftigten 
auf, sich an einer Unter­
schriftenaktion zur Unterstüt­
zung der drei genannten For­
derungen zu beteiligen. Die Un­
terschriften sollen an die Hes­
sische Landesregierung ge­
schickt werden. 
Die Forderungen der Resolu­
tion wurden mit folgender 
Begründung beschlossen: 
"Der Erlaß des hessischen Fi­
nanzministers vom März 1976 
bestimmt, daß beim Reini­
gungsdienst in den Dienstge­
bäuden und -räumen "aus 
wirtschaftlichen Gesichts­
punkten grundsätzlich der 
Übergang von der Eigenreini­
gung zur Fremdreinigung zu 

vollziehen (ist). Dementspre­
chend dürfen keine neuen 
Reinigungskräfte mehr einge­
stellt und ausscheidende nicht 
mehr ersetzt werden." 
Wir Reinigungsfrauen werden 
nach dem niedrigsten Arbei­
tertariflohn MTL 2 bezahlt, 
was brutto monatlich zwi­
schen 1400 und 1500 DM und 
netto etwa 900-1000 DM 
macht. Von diesem Geld kann 
niemand eine Familie ernäh­
ren. Deshalb sind viele von 
uns gezwungen, neben der 40-
Stunden -Woche noch eine be­
zahlte Nebentätigkeit von 15 bis 
20 Stunden pro Woche bei ei­
ner privaten Reinigungsfirma 
anzunehmen, so daß wir eine 
55- bis 60-Stunden-Woche ar­
beiten müssen, um genug Geld 
zum Leben zu haben. 
Die Anordnung der Landesre­
gierung, grundsätzlich die 
Reinigung von Reinigungsun­
ternehmen durchführen zu 
lassen, bedeutet für uns, daß 
sich unsere wirtschaftliche 
Lage nach dem Willen der 
Regierung noch weiter und 
zwar drastisch verschlechtern 
soll. Denn Arbeiter bei einer 
privaten Reinigungsfirma zu 
sein, heißt 
1. Herabsetzung des Lohnes 
um 30-50 Prozent (Nettostun­
denlohn von 3,50-4,00 DM), 
2. ungeheure Arbeitshetze 
durch Akkordsystem, 
3. ständige Arbeitsplatzunsi-

cherheit, da verlorengegange­
ne Aufträge meist zu Entlas­
sungen führen (vgl. Firma 
Walter Giese/FR 22. 12. 76), 
4. Rechtlosigkeit und Unter­
drückung mittels dieser Ab-
hängigkeit, . 
5. Abspaltung von den übri­
gen Beschäftigten im öffentli­
chen Dienst. 
Die Rücknahme des Putzer­
lasses ist daher nicht nur im 
Interesse der Kollegen, die für 
die Reinigungsfirmen arbeiten 
müssen, weil sie keine andere 
Arbeit finden können und 
auch nicht nur in unserem In­
teresse, die wir zwar gegen­
wärtig noch im öffentlichen 
Dienst fest angestell t sind, 
aber vom gleichen Schicksal 
bedroht sind. Sondern die 
Rücknahme des Erlasses ist 
ebenso im Interesse aller Be­
schäftigten im öffentlichen 
Dienst, weil sie nicht zulassen 
dürfen, daß ein Teil der Lohn­
abhängigen im öffentlichen 
Dienst wegen seiner Rechtlo­
sigkeit als Lohndrücker ge­
genüber den übrigen Lohnab­
hängigen benutzt wird ... 
Die beiden Personalräte der 
Universität Frankfurt fordern 
wir auf, unsere Forderungen 
gegenüber Universitätsver­
wal tung und Landesregierung 
zu unterstützen, und sich mit 
uns (zusammen mit der· Ge­
werkschaft) für die Durchset­
zung einzusetzen." 

- Sofortige Rücknahme des 
Reinigungserlasses vom März 
1976 
- Neubesetzung aller frei 
werdenden Planstellen der 
Reinigungskräfte 
- Abschaffung der bei den 
untersten Lohn- und Gehalts­
gruppen. 
Im Rahmen seiner Möglich­
keiten wird sich der Personal­
rat für die Durchsetzung die­
ser Forderungen einsetzen. Er 
hat beschlossen, sich mit Be­
triebsräten von Reinigungsun­
ternehmen, die an der Univer­
sität Aufträge haben, in Ver­
bindung zu setzen. 

* Der Personalrat hat in seiner 
Sitzung vom 11. 1. 1977 be­
schlossen, dafür einzutreten, 
daß die studentischen Hilfs­
kräfte Peter Muhl und Car­
sten Lengefeld, Fachbereic~ ~, 
gleichgültig, ob deren pol~tld 
sehe Meinung geteilt Wir 
oder nicht, weiterbeschäftigt 
werden sollen. Diese Auffas­
sung vertritt der Personalr~t 
auch bei allen anderen ähnli­
chen oder gleichlautend~n 
Vorgängen an der Universi~at. 
Deshalb unterstützt er eJne 
dementsprechende Resoluti,on 
der Beschäftigten der BibliO­
thek des Fachbereichs 2 ·voJ11 

Dezember 1976. 
Unter der Rubrik "Der personall::: 
informiert" wird dem Personall 
Gelegenheit für verÖffentlichU~: 
gen in eigener Verantwortung g 
geben. 
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Prof. Hermann Priebe 70 gen der Gemeinsamen Agrar­
politik mitbeteiligt. Sein enga­
giertes Eintreten für europäi­
sche und marktwirtschaftliche 
Lösungen führte mehrfach zu 
dramatischen Auseinanderset­
zungen mit dem Bauernver­
band und dem Versuch, ihm 
die Arbeitsbasis im Institut zu 
nehmen, der dank des Eintre­
tens zahlreicher Freunde aus 
Wissenschaft und Politik und 
seines Rückhaltes in der Fa­
kultät scheiterte, die ihn als 
Antwort auf die persönlichen 
Angriffe zum Dekan wählte. 
Sein 1970 erschienenes großes 
Buch "Landwirtschaft in der 
Wel t von morgen" ist eine 
Auseinandersetzung mit der 
Interessenpolitik des Bauern­
verbandes und der zunehmen­
den Verengung des agrarpoli­
tisehen Blickfeldes in Brüssel, 
zugleich eine Dokumentation 
der größeren gesamtwirt­
'schaftlichen und gesellschafts­
politischen Bezüge der Agrar­
politik. 

Am 10. Februar feiert Prof. 
Dr. Hermann Priebe seinen 
70. Geburtstag. Seit 1957 ver­
tritt er im Rahmen der Wirt­
schaftswissenschaften das 
Fach Agrarwesen, seit einigen 
Jahren auch Entwicklungspo­
litik, nach seiner Emeritie­
rung war er weiterhin Vertre­
ter auf dem Lehrstuhl für 
Agrarpolitik. Als wissen­
schaftlicher Leiter des der 
Universität angeschlossenen 
Instituts für ländliche Struk­
turforschung und durch seine 
Mitarbeit in zahlreichen Insti­
tutionen steht er nach wie vor 
in einem weitgespannten Tä­
tigkei ts bereich. 
Wenn Priebe bei Freunden 
und Gegnern gleichermaßen 
als hervorragender Vertreter 
der gegenwärtigen Agrarpoli­
tik angesehen wird, so geht 
sein Wirken weit darüber hin­
aus. Er hat sich in seinem 
letztlich gesellschaftspoliti­
schen Engagement niemals 
auf die Landwirtschaft be­
schränkt, sondern weit dar­
über hinaus Impulse und An­
regungen gegeben, wie sie 
auch in der Fülle seiner Ver­
öffentlichungen deutlich wer­
den, die von Entwicklungsfra­
gen der Landwirtschaft über 
die Europäische Agrarpolitik 
in die regionale Strukturpoli­
tik, die Probleme der Ent­
wicklungsländer und der 
Welternährung reichen. 
Priebe wurde 1907 als erstes 
von fünf Geschwistern im 
Pfarrhaus in Berlin-Grune­
wald geboren. Er wuchs in ei­
ner protestantisch-preußi­
schen Tradition auf und er­
hielt am althumanistischen 
Gymnasium in Grunewald 
eine breite Bildung, die auch 
sein wissenschaftliches Den­
ken geprägt hat, sein Bemü­
hen, die Probleme in größeren 
Zusammenhängen zu sehen. 
Sein Lebensweg blieb von den 
großen politischen Verände­
rungen der Zeit nicht unbe­
einflußt. Die Opposition zur · 
damaligen Gesellschaft in der 
Bündnisehen Jugend der 
zwanziger Jahre wird von "ihm 
als wichtige Zeit kritischer 
Besinnung b.etrachtet. Nach 
einer Lehrzeit in der Land­
wirtschaft und einem Studium 
in Göttingen und Königsberg 
war er dann als Assistent im 
Institut von Friedrich Aereboe 
in Berlin tätig und verließ die 
Universität nach seiner Pro­
motion, als 1936 die Ernen­
nung eines Parteimannes zum 
Institutsleiter bevorstand. Er 
übernahm eine praktische Tä­
tigkeit in der Schaffung bäu­
erlicher Beispielsbetriebe in 
Mitteldeutschland und ge­
wann Erfahrungen in der 
ländlichen Region zwischen 
Eisenach, Fulda und Würz­
burg, denen er bis heute seine 
Sicherheit in der Beurteilung 
praktischer strukturpolitischer 
Zusammenhänge verdankt. 
Mit einer rund zehnjährigen 
UnterbreChung der wissen­
schaftlichen Arbeit teilt Prie­
be seit Beginn des Krieges das 
~chicksal seiner Altersgenera­
hon. Nach verschiedEmen Ver­
pflichtungen wurde er 1942 im 
~eichsernährungsministerium 
emgesetzt, nach dem 20. Juli 
1944 von der Gestapo verhaf­
tet, Ende des Jahres zur 
"FrontbeWährung" in den Kur­
landkessel abgestellt und ge-

DAAD-Ferienkurs­
verzeichnis 
Der DAAD legt soeben das · 
"yerzeichnis der Hochschulfe­
rlenkurse und Feriensprach­
kurse in der Bundesrepublik 
~eutschland 1977" vor. 
~t zu beziehen über den 

eutschen Akademischen 
Austauschdienst, Kennedy­
A
d 

llee 50, 5300 Bonn-Bad Go­
esberg. 

riet dann schwer verwundet 
in russische Kriegsgefangen­
schaft. 
Nach der Heimkehr im Jahre 
1948 war die wiederentstehen­
de Hochschule in Gießen sein 
erstes Betätigungsfeld, zu­
nächst als Privatdozent, dann 
als außerplanmäßiger Profes­
sor. Aus den Veröffentlichun­
gen dieser Zeit fand vor allem 
sein Buch über "Sozialproble­
me der deutschen Landwirt­
schaft" (1954) große Verbrei­
tung und brachte ihm weitrei­
chende Kontakte. Die mit der 
Berufung von Heinrich Lübke 
zum Landwirtschaftsminister 
um die Mitte der fünfziger 
Jahre beginnende neue Peri­
ode der deutschen Agrarpolitik 
wurde von Priebe geistig mit­
geprägt. Er wirkte im Bun­
destag bereits bei der Bera­
tung des Landwirtschaftsge­
setzes mit, wurde von Lübke 
in den im Gesetz vorgesehe­
nen Beirat berufen und gebe­
ten, ihn bei der Konzeption 
des neuen Programmes zur 
Verbesserung der Agrarstruk­
tur zu unterstützen. Im Zu­
sammenhang mit diesen Auf­
gaben erfolgte am 12. 12. 1956 
die Gründung der "For­
schungsstelle für bäuerliche 
Familienwirtschaft", dem' heu­
tigen "Institut für ländliche 
Strukturforschung" . Aus dem 
Bestreben heraus, die Agrar­
politik stärker in die Wirt­
schafts- und Sozialwissen­
schaften zu integrieren, wurde 
das Institut mit der wirt­
schafts- und sozialwissen­
schaftlichen Fakultät und dem 
dort neu geschaffenen Lehr­
stuhl für Agrarwesen verbun­
den. Im Institut sind inzwi­
schen nahezu zweihundert 
Mitarbeiter tätig gewesen, von 
denen viele leitende Positio­
nen in der Wirtschafts- und 
Agrarpolitik übernommen ha­
ben. 
Priebe war von 1958-1970 wis-
senschaftlicher Berater der 
EG-Kommission in Brüssel 
und zunächst an den Anfän-

Die agrarpolitischen Diskus­
sionen der vergangenen zwan­
zig Jahre wurden zweifellos 
von Priebe wesentlich mitge­
prägt. Ein Bild seiner weit ge­
spannten Tätigkeit gibt die 
umfangreiche Festschrift "Der 
Agrarsektor im Integrations­
prozeß", die nach seinem 65. 
Geburtstag im Nomos-Verlag 
erschienen ist. Eine erneute 
Darstellung der Aufgaben und 
Probleme einer zukunftswei­
senden Agrarpolitik hat er am 
20. 1. 1977 in Bonn auf einer 
Veranstaltung anläßlich des 
zwanzigj ährigen Bestehens 
des Instituts gegeben. 
Wenn die Entwicklung der 
Agrarwissenschaften während 
der letzten 20 Jahre von sei­
ner unorthodoxen Betrach­
tungsweise profitierte, so hat 
in der praktischen Agrarpoli­
tik manches Problem seinen 
Durchbruch seinem engagier­
ten und ausdauernden Aufzei­
gen der Zusammenhänge zu 
verdanken. Wer Priebe in sei­
ner bewunderswerten Schaf­
fenskraft kennt, darf davon 
ausgehen, daß die letzten Ka­
pitel aus seiner Feder noch 
nicht geschrieben sind. 

WaIterOrt 

Prof. Otto V ossler 75 
Prof. Dr. Otto Vossler wird 
am 14. Februar 1977 75 Jahre 
alt. 1902 in Heidelberg als 
Sohn des Romanisten Karl 
Vossler geboren, studierte er 
in Hamburg und München 
und beschloß 1926 sein Stu­
dium mit einer Dissertation 
über Mazzinis politisches Den­
ken und Wollen in den geisti­
gen Strömungen seiner Zeit. 
Ein wissenschaftliches Stipen­
dium ermöglichte es ihm da­
nach, in den USA seine For­
schungen fortzusetzen. 1929 
habilitierte er sich dann in 
Berlin mit der Arbeit: Die 
amerikanischen Revolutions­
ideale in ihrem Verhältnis zu 
den europäischen. 1930 erhielt 
er einen Ruf auf einen histo­
rischen Lehrstuhl in Leipzig, 
wo er bis zum Kriegsende 
blieb. Im September 1945 
schlug ihn die philosophische 
Fakultät unserer Uinversität 
als Ordinarius des Lehrstuhls 
für Mittlere und N euere Ge­
schichte vor. Im Februar 1946 
konnte er hier seine Lehrtä­
tigkeit aufnehmen. 
Als Dekan, als Vertreter der 
Philosophischen Fakultät im 
Rundfunkrat, als Mitglied ' der 
Frankfurter Historischen 
Kommission hat Vossler ne­
ben seiner wissenschaftlichen 
Tätigkeit wichtige öffentliche 
Aufgaben wahrgenommen. 
Mehrere Rufe an auswärtige 
Universitäten hat er abge­
lehnt. Im März 1967 wurde er 
emeritiert. Vossler ist Inhaber 
der Jusserand Medal der 
American. Hist. Association 
(1930), seit 1942 Mitglied der 
sächsischen Akademie de~ 

Wissenschaften und Mitglied 
der deutschen Gruppe des 
PEN. 
Seine wissenschaftliche Tätig­
keit umfaßte das gesamte Ge­
biet der neuzeitlichen Ge­
schichte. Weitere Bücher hat 
er vorgelegt über das Problem 
des Nationalgedankens, über 

Rousseau sowie über Tocque­
ville. Zahlreiche Aufsätze be­
handeln die verschiedensten 
Gebiete der deutschen, der 
europäischen und übersee­
ischen Geschichte. Sein jahr­
zehntelanges Wirken am Hi­
storischen Seminar hat diesem 
Institut ein hohes Maß an Be­
ständigkeit garantiert und hat 
bis zum heutigen Tag ent­
scheidend das Selbstverständ­
nis dieses Seminars mitge­
prägt. 
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Prof. F. Schöneich 70 
Am 20. Februar 1977 feiert 
Prof. Dr. Friedrich Schöneich 
seinen 70. Geburtstag. Der 
Fachbereich Klassische Philo­
logie und Kunstwissenschaf­
ten der Universität sowie das 
Institut für Musikpädagogik, 
dem der Jubilar als Professor 
emeritus angehört, gedenken 
an diesem Tage mit herzli­
chen Glückwünschen des 
hochverdienten Gelehrten, 
hochgeschätzten Kollegen und 
verehrten Lehrers. Darü ber 
hinaus nimmt ein weiter 
Kreis des kulturellen Lebens 
der Stadt Frankfurt mit dem 
Friedrich Schöneich viele 
Jahrzehnte hindurch in der 
besonderen Ausstrahltmgs­
kraft seiner umfassenden Bil­
dungsinteressen eng verbun-

den ist, den Geburtstag zum 
Anlaß, seinen Dank einem 
Manne zu bekunden, der. 
schlicht und wohltuend in sei­
nem Leben und seinem Wir­
ken verkörpert, was musische 
Bildung ist. 
Schon während seiner Stu­
dienzeit, in der der gebürtige 
Elsässer in Frankfurt Klassi­
sehe Philologie bei K. Rein­
hardt und W. F. Otto sowie 
Theologie und Musikwissen­
schaft in Frankfurt und Göt­
tin gen studiert hat, wirkte 
Friedrich Schöneich seit 1927 
als Organist an der Markus­
kirche und unterrichtete fer­
ner seit 1938 seine Studienfä­
cher am Gagern-Gymnsium in 
Frankfurt, wo er 1943 stu­
dienrat, 1950 Oberstudienrat 
wurde. Seit 1947 hatte er ei­
nen Lehrauftrag an der Staat­
lichen Hochschule für Musik. 
Hier gründete er die Abtei­
lung für Schulmusik. Am 21. 
2. 1948 promovierte er in Göt­
tingen bei R. Gerber mit der 
Dissertation "Formuntersu­
chungen zu Bachs frühen Or­
gelwerken". Neben musikwis-

senschaftlichen Arbeiten in 
Zeitschriften und als Mither­
ausgeber der Heinrich Schütz­
Gesamtausgabe trat dann die 
Musikerziehung immer mehr 
in den Mittelpunkt seiner 
Forschungstätigkeit. Er erhielt 
einen Lehrauftrag an der 
Hochschule für Erziehung, wo 
er am 14. 9. 1965 zum a. o. 
Professor für Musikerziehung 
ernannt wurde. Nach der In­
tegirerung der HfE in die 
Universität lehrte er seit Ja­
nuar 1971 als Professor am 
jetzigen Institut für Musik­
pädagogik und stellte sich 
dem Institut auch noch nach 
seiner Emeritierung (31. 3. 
1972) zur Verfügung. 
Wer dem Menschen Friedrich 
Schöneich begegnet, begegnet 
einer Prägekraft, die als Echt­
heitsprobe gerade der musi­
schen Kunstpädagogik eigen 
ist und den alten Satz bestä­
tigt: Was gibt es Reizenderes 
als einen Menschen, wenn er 
ein Mensch ist. Mögen uns 
solche Begegnungen noch vie­
le Jahre erhalten bleiben! 

Einladung 
. zur Konferenz 
Der Unterausschuß Fernstu­
dium im Medienverbund und 
Erwachsenenbildung der Jo­
hann Wolfgang Goethe-Uni­
versität in Frankfurt am Main 
lädt über die Arbeitsstelle 
Fernstudium und Weiterbil­
dung ein zu der Konferenz 
"Der Länderversuch für das 
Fernstudium im Medienver­
bund: - Gegenwärtiger Stand 

Entwicklungsperspektiven 
- Mitarbeit der Hochschu­
len." 
Die Konferenz findet in den 
Räumen des didaktischen 
Zentrums der Universität 
Frankfurt statt. 
Beginn: Freitag, 18. 3. 1977, 14 
Uhr 
Ende: Samstag, 19. 3. 1977, 
nachmittags 
EingeladeI;l sind alle, die 
- an der Gesamtplanung des 
Fernstudien versuchs 
- an der inhaltlichen Kon­
zeption der Fernstudiengänge 
- an den organisatorischen 
Konsequenzen für die beteilig­
ten Hochschulen 
interessiert sind. 
Der Unterausschuß erbittet 
informelle Anmeldungen an: 
Didaktisches Zentrum, Ar­
beitsstelle Fernstudium und 
Weiterbildung, Senckenberg­
anlage 13-17, 6000 Frankfurt 
am Main, Tel.: 06 11 / 7 98-38 09. 

Prof. Hans Muthesius t 
Prof. Hans Muthesius ist in der 
vergangenen Woche im Alter 
von 91 Jahren gestorben. Prof. 
Muthesius, der langjährige 
Mitarbeiter, Vorsitzende und 
Ehrenvorsitzende des Deut­
schen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge, erhielt 
1953 einen Lehrauftrag an der 
Rechtswissenschaftlichen Fa­
kultät der Universität Frank­
furt für Fürsorgerecht, Jugend­
wohlfahrtsrecht und Recht der 
Sozialversicherung. 1956 wurde 
er Honorarprofessor dieser Fa­
kultät. 
Seine Lehrtätigkeit kann als 
Ausdruck dafür gewertet wer­
den, daß an der Universität 
Frankfurt die in den ersten 
beiden Jahrzehnten ihrer Ge­
schichte vorrangig betonte so­
ziale Verpflichtung der Wissen­
schaft wieder Anerkennung 
gefunden hatte. Sichtbaren 
Ausdruck fand diese Entwick-

lung in der Verleihung der 
Ehrendoktorwürde an Prof. 
Muthesius durch die Wirt­
schafts- und Sozialwissen­
schaftliche Fakultät im Jahre 
1961. In der Verleihungsur­
kunde heißt es: 
"Die Fakultät ehrt dadurch 
einen Gelehrten von internatio­
nalem Ruf, der durch seine 
Schriften und seine Lehrtätig­
kei tals Jurist und Sozial wis­
senschaftler daran mitwirkte, 
der sozialen Arbeit neue 
Grundlagen zu geben. Durch 
die Einbeziehung von soziolo­
gischen, psychologischen, päd­
agogischen und medizinischen 
Forschungsergebnissen hat er 
die soziale Praxis und Ausbil­
dung vertieft und bereichert, 
zugleich auch der empirischen 
Sozialforschung neue Aufga­
ben gestellt. Seit vielen Jahr­
zehnten ist er an der Reform 
des Sozialrechtes aktiv be­
teiligt." 
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Exkursion nach Ungarn 
Vom 13.-28.9. 1976 führte das 
Institut für Kulturanthropolo­
gie und Europäische Ethnolo­
gie (FB 9, Klass. Philologie 
und Kunstwissen) unter Lei­
tung von Prof. Dr. I.-M. Gre­
verus und M. Beutel M. A. 
eine Exkursion nach Ungarn 
durch: unter dem Titel "Mög­
lichkeiten ethnographischer 
Bestandsaufnahme am Bei­
spiel Ungarn". Zur Vorberei­
tung hatte im SS 76 eine Ar­
lieitsgemeinschaft stattgefun­
den, in der die Teilnehmer 
sich das zur Diskussion ge­
stellte theoretische Material 
aneigneten und den The­
menschwerpunkten entspre­
chende Arbeitsgruppen bilde­
ten. Kontaktaufnahme mit 
ungarischen Volkskundlern 
sollte Führungen in die zu er­
forschenden Gebiete ermögli­
chen. 

Mit Tonbandgerät, Notizblock 
sowie Film- und Fotokameras 
ausgerüstet, traten wir in die 
"symboldirekte, vfsuelle Kom­
munikation" mit der Kultur 
Ungarns ein. 

" Symbole als menschliche 
Schöpfung, als Kommunikati­
onsphänomene und als nor­
mative Verhaltensregulative 
werden erst aus ihrem sozia­
len Bedeutungsgehalt und der 
daraus resultierenden subjek­
tiven Aneignung in einem be­
stimmten Kulturzusammen­
hang ersichtlich." (I.-M. Gre­
verus, Warum Exkursionen? 
In: Notizen 2/1975, S. 7) 

Den Exkursionseinstieg bilde­
te ein Gespräch mit ungari­
schen Volkskundlern an der 
Universität Budapest, das 
über die dortige Situation 
Aufschluß gab. Die Soziale 
Anthropologie soll anstelle 
der traditionellen VoJkskunde 
treten. 

Besichtigungen verschiedener 
Ethnologischer Museen in Bu­
dapest (ungarische Möbel und 
volkskundliche Gegenstände), 
in Sellye (Trachten und Stik­
kereien, Webstühle sowie 
landwirtschaftliche und Fisch­
fang-Geräte), in Hortobägy 
(Sammlung ethnographischen 
Materials über die traditionel­
len Lebensformen der Hirten), 
sowie der in Entstehung be­
findlichen Freilichtmuseen in 
Szentendre (das nach Vollen­
dung zehn Mikrosiedlungen 
enthalten soll, die alle ungari­
schen Siedlungsformen umfas­
sen - das Projekt wurde 1967 
begonnen, eine Siedlung ist 
fertiggestellt) und in Bugac 
(das 1967 .vom staatl. Frem­
denverkehrsbüro gegründete, 
230 ha umfassende Museums­
areal soll dem Besucher einen 
Einblick in den materiellen 
Nachlaß der Hirtenkultur er­
möglichen) zeigten die Per­
spektiven ungarischer Mu­
seumsdidaktik im Vergleich 
zur BRD auf. 

Prof. Dr. Bela Gunda, Direk­
tor des Ethnologischen Insti­
tute der Universität Debre­
cen, führte uns in die Puszta 
Hortobägy zu den traditionell 
lebenden und arbeitenden 
Hirten, die heute als Privat­
schäfer bezeichnet werden, so­
wie zu den Kollektivschäferei..:. 
en, deren Hirten ihre Tätigkeit 
nicht mehr als Beruf mit sei­
nen kulturellen über lieferun -
gen erlernen. Ein Privatschä­
fer kochte uns die traditionel­
le Hirtenspeise, genannt slam­
bucz, öhön (ein zäher, aus 
Kartoffeln, Mehl, Speck, Pa­
prika und anderen Gewürzen 
bestehender Brei), welcher 
wohl, wie auch die Lieder des 
Hirten, dem Fortschritt wei- . 
ehen und dementsprechend 
durch Konserven bzw. Koffer­
radio ersetzt werden wird. Die 
Privatschäferei wird (so Prof. 
Gunda) in 20 Jahren ausge­
storben sein; sie weicht der 

ökonomisch ertragreicheren 
Intensivviehzucht, die kollek­
tiv betrieben wird. Hirtenkul­
tur wird dann, . für den Tou­
rismus aufbereitet und dem­
entsprechend verfälscht, Un­
garn als Erwerbszweig dienen. 
Besuche von Töpfern, Volks­
tanz- und Volkslied-Gruppen 
bildeten einen weiteren 
Schwerpunkt. Hierbei ging es 
uns darum, festzustellen, in­
wieweit die Volkskulturpflege 
der touristischen Vermark­
tung weicht bzw. verfälscht 
wird. 

In A täny, einem Dorf, das 
von Dr. Tamäs Hofer als Fall­
beispiel traditionellen ungari­
schen Landlebens in mehreren 
umfangreichen Studien abge­
handelt wurde, fand zu unse­
rer überraschung gerade eine 
Hochzeit statt. Unter Dr. Ho­
fers Führung, der im Dorf so­
zusagen zu Hause war, wurde 
es uns möglich, einen Nach­
mittag lang der Feier beizu­
wohnen. Die Trauzeremonie 
fand nicht mehr in der Kir­
che, sondern im KuIturhaus 
unter der aktiven Beteiligung 
der staatlich institutionalisier­
ten Pioniergruppe statt. An­
stelle von Kirchenliedern 
wurden politische Gedichte 
und Lieder vorgetragen, dem 
Abendmahl entsprach eine 
vom Staat spendierte Flasche 
Champagner. 

Besuche der ethnischen Min­
derheitendörfer Budaörs, Mözs 
und Meczeknädasd, die noch 
vorwiegend von Donauschwa­
ben bewohnt werden, sollten 
uns über deren Lebenswelt 
Aufschluß geben. Durch In­
terviews versuchten wir zu 
hinterfragen, inwieweit sie in­
tegriert bzw. segregiert sind. 
Eine Balatonrundfahrt mit 
Museumsbesichtigung in Tiha­
ny gab uns weitere Aufschlüs­
se über das touristische Ar­
rangement Ungarns. 

Zum Ausklang nahmen wir an 
einer Tagesexkursion unter 
Leitung von Dr. Bertalan 
Andräsfälvy teil, die im Rah­
men einer Tagung der ungari­
schen Ethnographischen Ge­
sellschaft in Pecs stattfand 
und uns an verschiedene Orte 

volkstümlichen Hausgewerbes 
führte. 
In der Exkursionsnachbear­
beitungsphase werden jetzt 
die Protokolle und Tonband­
interviews ausgewertet, die 
Dias archiviert und der Film 
vertont. Wer mehr über die 
Ergebnisse unserer Exkursion 
erfahren möchte, wird dann 
die Möglichkeit haben, sich 
durch den in Arbeit befindli­
chen Band 6 unserer Insti­
tutszeitschrift "Notizen" in­
tensiver zu informieren. Die­
ser wird ausführliche Einzel­
beiträge zu den hier angedeu­
teten Exkursionsschwerpunk­
ten enthalten. 

Joachim Gesinn 
Das Institut für Kulturanthropologie und Europäische Ethnologie 
führte im vergangenen Jahr eine Exkursion nach Ungarn durch. 

Praktisches Jahr umstritten 
Wie an fast allen Hochschulen der Bundesrepublik wird auch bei 
den Medizinstudenten der hessischen Universitäten der Protest 
gegen das "Praktische Jahr" immer lauter. Das "Praktische Jahr", 
d.as am 1. Oktober begonnen hat, wurde durch die neue Approba­
tIOnsordnung eingeführt und löst die frühere Medizinalassistenten­
zeit ab. In einem offenen Brief an den Hessischen KuItusminister, 
den Sozialminister und den Finanzminister sowie an die beteilig­
ten Krankenhausträger haben die Medizinstudenten der Uni­
versitäten Frankfurt, Gießen und Marburg die Mißstände ge­
schildert und erträgliche Regelungen für die Durchführung des 
"Praktischen Jahres" gefordert. 

In dem offenen Brief vom 
25. Januar heißt es u. a.: 
Die Ausbildung an den akade­
mischen Lehrkrankenhäusern 
ist immer noch nicht gesi­
chert; eine Anzahl dieser Häu­
ser ist bisher nicht unter Ver­
trag; es fehlen ihnen ' dazu die 
Mittel zum Ausbau und zur 
Ausstattung, angefangen vom 
Schreibtisch bis zur Biblio­
thek, sowie Mittel zur Einstel­
lung ärztlichen Personals, um 
8 Absolventen des Praktischen 
Jahres durch einen Arzt be­
treuen zu können. So müßten 
z. B. an der Frankfurter Uni­
klinik 13 ArztsteIlen neu be­
setzt werden, um die notwen­
dige Arzt-Studenten-Relation 
zu gewährleisten. Aber das 
Gegenteil ist der Fall: es wer-

den. sogar noch Stellen wegra­
tionalisiert. Die anfallende 
Mehrarbeit kann nur bewäl­
tigt werden, indem die Pa­
tienten ihren behandelnden 
Arzt noch weniger zu Gesicht 
bekommen und das Personal 
stärker belastet wird. 

Zu diesen schon vor Jahren 
vorauszusehenden schwerwie­
genden Mißständen sind noch 
weitere gravierende hinzuge­
kommen: 

Höchst, Offenbach, Markus, 
Darmstadt für die Durchfüh­
rung der klinischen Kurse 
insbesondere für das 3. bis 6. 
klinische Semester ausfallen 
werden, da das Personal von 
der Ausbildung im Prakti­
schen Jahr absorbiert sein 
wird. 

Folge: Diese wichtigen Kurse, 
die Unterricht am Kranken­
bett sein sollten, werden wie­
der in der Uniklinik durchge­
führt werden müssen, dann 
allerdings nicht mehr am 
Krankenbett, sondern im Hör­
saal. Das ist die Bankrotter­
klärung einer praxisnahen 
und patientenorientierten Me­
dizinerausbildung! Anderer­
seits werden Patienten - vor 
allem, wenn sie eine besonde­
re Krankheit haben - zu 
Daueruntersuchungso bj ekten. 

Ein weiterer unklarer Punkt 
ist die Sicherung des Lebens­
unterhalts des Absolventen im 
Praktischen Jahr: 

Schulpraxiserfahrung 
für Fachdidaktiker 

In diesem Semester haben le­
diglich 28 Absolventen ihr 
Praktisches Jahr angefangen; 
im April 1977 werden es ca. 
100 sein und im Oktober 1977 
180 Absolventen. Kapazitäts­
berechnungen ergeben, daß im 
Oktober 1977 von diesen 180 
Absolventen 104 keine Stelle 
im Praktischen Jahr finden 
werden. Dieser Zustand wird 
sich von Semester zU Seme­
ster verschärfen! 

Um diese Probleme nun in 
den Griff zu bekommen und 
die Durchführung des Prakti­
schen Jahres zu sichern, wer­
den nun Pläne gemacht, die 
den Intentionen der Approba­
tionsordnung diametral entge­
genstehen. So sollen kleinere 
Krankenhäuser in die Ausbil­
dung einbezogen werden, das 
heißt zu akademischen Lehr­
krankenhäusern gemacht wer­
den. Das geht aber nur, wenn 
für diese Häuser die Ausbil­
dungsanforderungen im Prak­
tischen Jahr gesenkt werden, 
das heißt, sie sollen von einem 
Teil der Ausbildungsaufgaben 
befreit und ein Teil der Prü­
fungen vor das Praktische 
Jahr gelegt werden. 

Lediglich ein Drittel aller Me­
diszinstudenten erhält BAföG; 
im Durchschnitt sind es 400 
DM. Der größere Teil der Stu­
denten bekommt von zu Hause 
finanzielle Unterstützung, die 
aber in den allermeisten Fäl­
len ebenso wie das BAföG 
nicht zur Deckung der Le­
benshaltungskosten ausreicht. 
So arbeiten die meisten Stu­
denten in den Ferien oder 
während des Semesters als 
Nachtwachen, in Labors etc. 
Im Praktischen Jahr mit sei­
ner 40 Stunden-Woche, Vorbe­
reitung zum 3. Teil des 
Staatsexamens, keine Seme­
sterferien - es gibt lediglich 
eine Fehlzeit von 4 Wochen, 
die für Krankheit oder Prü­
fungsvorbereitungen verwen­
det werden - ist es unmög­
lich, nebenbei zu jobben. Hin­
zu kommt, daß viele Kommili­
tonen schon Familie ha­
ben ... 

Der Ständige Ausschuß I für 
Lehr- und Studienangelegen­
heiten der Universität Frank­
furt hat· am 20. Januar ein­
stimmig einen Beschluß des 
Beirats für Lehrerausbildung 
mit dem Titel "Forderung von 
Schulpraxiserfahrung bei Be­
werbungen für Hochschul­
lehrersteIlen für Fachdidaktik" 
übernommen. Der Beschluß 
lautet: 
Der Beirat für Lehrerausbil­
dung hat sich in den Sitzun­
gen vom 29. 1. und 3. 6. 1976 
mit der Verbesserung der di­
daktischen Ausbildung der 
Lehramtsstudenten befaßt. 
Dabei wurden Folgerungen 
für die Qualifikationen der 
Hochschullehrer für Didaktik 
gezogen. Diese Folgerungen 
teilt der Beirat dem Präsiden­
ten, dem Senat, dem Zentra­
len Lehr- und Studienaus­
schuß und den Fachbereichs­
räten der an der Lehreraus­
bildung beteiligten Fachberei­
che mit. Er bittet, diese Emp­
fehlungen bei Ausrich,tung,. 
Ausschreibung von Hoch­
schullehrerstellen, bei der 
Auswahl der Bewerber sowie 
bei der Stellungnahme des 
Senats zu den Berufungsvor­
schlägen zu berücksichtigen. 

Aufgabe des Fachdidaktikers 
ist die Forschung und Lehre 
über den Unterricht in den 
entsprechenden Schulfächern . . 
Dabei arbeitet er insbesondere 
mi t Studenten zusammen, die 
mit dem Abschlußziel eines 
Lehramtes studieren. 

Die Wahrnehmung dieser 
Aufgabe erfordert, daß der 
künftige Hochschullehrer sich 
nicht nur in der Fachwissen­
scnaft ausgewiesen hat, son­
dern vor allem die Probleme 
des Lehrens und Lernens in 
diesem Fach beherrscht. Das 
setzt in der Regel voraus, daß 
der Bewerber über eigene 
Schulpraxis verfügt, d. h. den 
Gegenstand seiner Forschung 
und Lehre nicht nur theore­
tisch oder aus Beobachtungen 
kennt. 

Das schließt besondere Fälle 
nicht aus, in denen von einem 
Hochschullehrer der Didaktik 
allein theoretische Beiträge 
zur Weiterentwicklung der 
Didaktik erwartet werden. In 
diesen Fällen sollte bei der 
Ausrichtung der Stelle auf die­
se besondere Aufgabe verwie­
sen werden, die eigene Schul­
praxis abweichend von der 
Regel entbehrlich macht. 

Unseres Erachtens läuft diese 
ganze Entwicklung auf einen 
preiswerten Ersatz des Medi­
zinalassistenten heraus. Der 
Unterschied ist für den Absol­
venten des Praktischen Jahres 
"nur", daß er keinen Pfennig 
für seine Arbeit bekommt, 
sich nebenbei noch ein biß­
chen Ausbildung angedeihen 
darf und nach einem Jahr den 
letzten Teil des Staatsexamens 
ablegen muß. Dannach soll er 
imstande sein, als Arzt eine 
Station zu versorgen. 

Eine weitere Folge der Reali­
sierung dieses Praktischen 
Jahres wird sein, daß die 
Lehrkrankenhäuser wie 

Um die geschilderten Miß­
stände zu beheben, fordern 
die Medizinstudenten u. a.: 
,,- Abschluß eines Ausbil­
dungs- und Tarifvertrages für 
den Absolventen des Prakti­
schen Jahres, der - wie die 
Praxis beweist - die gleiche 
Routinearbeit auf Station er­
ledigt wie der mit einer hal­
ben BAT 2 bezahlte Medizinal­
assistent ... 

- Übernahme aller Studenten 
nach dem Bestehen des 
2. Teils der Ärztlichen Prüfung 
in das Praktische Jahr ... 

- Ausreichende materielle 
und personelle Ausstattung 
der Ausbildungsstätten ein' 
schließlich der Einrichtung 
von Polikliniken ' an den Lehr' 
krankenhäusern. " 



UNI-REP'ORT 

Entwurf des Hoch­
schulentwicklungsplans 
Der Hessische Kultusminister 
hat den Hochschulen des Lan­
des eine "Diskussionsgrundla­
ge zur Entwicklungsplanung 
1977/78 für die hessischen 
Hochschulen" zugeleitet. Die­
ses etwa 350 Seiten starke 
Manuskript skizziert die Kon­
zeption für die weitere Hoch­
schulentwicklung in Hessen. 
Damit wird die bisherige Pla­
nung des Landes unter verän­
derten Bedingungen fortge­
schrieben. Der Kultusminister 
hat die Hochschulen um Stel­
lungnahme bis zum 31. März 
gebeten. Danach soll die Dis­
kussionsgrundlage überarbei­
tet und aus ihr die verbindli­
che Fassung für die Hoch­
schulentwicklungsplanung in 
Hessen bis zum Winterseme­
ster 1978/79 erstellt werden. 

gen Stand zurückgehen 
wird es nach Aussage des Pa­
piers zum einen darauf an­
kommen, die bereits vorhan­
denen baulichen und perso­
nellen Kapazitäten bestmög­
lich zu nutzen und bestehende 
Reserven voll auszuschöpfen: 
Daneben müssen weitere 
Maßnahmen eingeleitet wer­
den, um die Ausbildungskapa­
zität befristet zu erhöhen. Der 
Plan schlägt vor, z. B. Mittel 
für die Vergabe zusätzlicher 
Lehraufträge berei tzustellen, 
Einstellung von Lehrpersonal 
auf Zeit vorzunehmen, gezielt 
die Sachmittel zu verstärken 
und zusätzliche Mittel für die 
Aus bild ungsförderung berei t­
zustellen. 
Die Bauplanung soll sich an 
langfristigen En twickl ungen 
orientieren. Schon wegen der 
langen Nutzungsdauer von 
Neubauten müsse für den 
Hochschulbau ein ' anderer 
Maßstab gelten als für die Be-

wältigung einer befristeten 
Spi tzenbelastung. 
Der jetzt den Hochschulen zu­
geleitete Vor entwurf für die 
Hochschulentwicklungspla­
nung bekräftigt die Absicht 
der Landesregierung, die Zu­
lassungsbeschränkungen wei­
testgehend abzubauen. Hessen 
wird sich dafür einsetzen, im 
Wintersemester 1977/78 weite­
re Studiengänge aus dem 
Auswahlverfahren der ZVS 
herauszunehmen und für sie 
nur noch eine Ortsverteilung 
durchzuführen, bei der jeder 
Studienbewerber erster Fach­
präferenz einen Studienplatz 
erhält. 
So weit ein erster überblick. 
Zu gegebener Zeit wird im 
"Uni-Report" detaillierter 
über den Hochschulentwick­
lungsplan sowie über die Re­
sonanz in den zuständigen 
Gremien der Universität und 
die Stellungnahme der Uni­
versität berichtet werden. 
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Unter dem Motto "Ein Herz für Studenten" hatte die Frank..! 
furter Kritische Union/Ring christlich demokratischer Studenten 
am vergangenen Samstag einen Informationsstand an der Kon­
stablerwache errichtet. Zweck dieser Aktion war, die Bevölke- ' 
rung auf die schlechte Wohnsituation der Studenten aufmerk- ' 
sam zu machen. Einige Passanten reagierten spontan auf den 
Aufruf, leerstehende Zimmer und Wohnungen zur Vermietung an 
Studenten zu nennen. ' 

Im Mittelpunkt der Diskussi­
onsgrundlage stehen die durch 
das Hochschulrahmengesetz, 
die Arbeitsmarktlage, die Zu­
lassungsbeschränkung sowie 
die Ansätze zur Studienreform 
veränderten Rahmenbedin­
gungen der Entwicklungspla­
nung. Zentrale Bedeutung ha­
ben auch fachspezifische 
Überlegungen zur Studienre­
form sowie zum 'Ausbau in 
den einzelnen Fächergruppen. 
Wichtigste Rahmenbedingung 
ist die zu erwartende starke 
Studienplatznachfrage: In 
dem Entwurf wird deshalb die 
Absicht bekräftigt, so viele 
Studienplätze berei tzustellen, 
wie es der Nachfrage ent­
spricht. Die veränderte Lage 
auf dem Arbeitsmarkt mache 
es allerdings erforderlich, das 
Studienangebot anzupassen, 
ohne dessen wissenschaftli­
chen Charakter aufzugeben. 
Daher legt der Entwurf ein 
Schwergewicht seiner Aufüh­
rungen auf die Studienreform: 

Protest .durch "Aktionsfeste" 

Der weitere Ausbau an den 
Hochschulen soll sich auf re­
formierte Studiengänge kon­
zentrieren. Beispiele für er­
folgversprechende Ansätze 
bilden die integrierten Stu­
diengänge der Gesamthoch­
schule Kassel, in denen das 
Studium an der Hochschule 
mit Praxisphasen im Betrieb 
verbunden und außerdem die 
Studienzeit verkürzt wird. 

Der Entwurf plädiert für einen 
"Kapazitätsnotzuschlag auf 
Zeit", um den zu erwartenden 
"Studentenberg" angemessen 
beWältigen zu können. 

Während der vorübergehen­
den Spitzenbelastung - in 
den neunziger Jahren wird 
?ie NaChfrage voraussichtlich 
In etwa wieder auf den heuti-

In den vergangenen zwei Wochen ist es in einigen Fachbereichen 
zu Unruhen gekommen: Zunächst wurde - ähnlich wie zuvor im 
Turm (siehe letzten Uni-Report) - im Fachbereich Wirtschafts­
wissenschaften von einer kleinen Gruppe versucht, ein "Aktions-

Am Morgen brachte eine 
Gruppe von rund 30 Personen 
Musikinstrumente und Ge­
tränke in das Gebäude. Ein 
Vertreter des Präsidenten for­
derte sie auf, das Haus wieder 
zu verlassen. Denn dieses 
"Fest", das nicht genehmigt 
worden war und für das es 
keinen verantwortlichen Ver­
anstalter gab, könne nicht ge­
stattet werden, da dadurch 
der Lehrbetrieb gestört werde. 
Einen Kompromißvorschlag, 
das "Fest" nicht vor den Hör­
sälen im ersten Stock, sondern 
in der Cafeteria im Erdge­
schoß zu veranstalten, lehnten 
die Studenten ab. Nachdem 
daraufhin der Vertreter des 
Präsidenten mehrfach dazu 
aufgefordert hatte, das Ge­
bäude zu verlassen und nach­
dem einige Redner angekün­
digt hatten, man werde in die 
Vorlesungen gehen, um dort 
zu "diskutieren", wurde 
wie angekündigt - die Polizei 
eingesetzt. Dabei nahm sie 
drei Personen, darunter eine 
Studen tin, die den Vertreter 
des Präsidenten tätlich ange­
griffen hatte, zur Feststellung 

der Personalien fest. Sie wur­
den anschließend sofort wie­
der freigelassen. 

Nach der Räumung des Ge­
bäudes versammelten sich um 
die Mittagszeit einige hundert 
Personen auf dem Campus zu 
einer Kundgebung. Anschlie­
ßend zog ein Demonstrations­
zug um den Campus. Ein Teil 
strömte in die Mensa. Hier 
beschädigten eInIge Demon­
stranten die Schalter der Es­
sensausgabe. Dabei bekam 
eine ausländische Arbeitneh­
merin, die tätlich angegriffen 
wurde, einen Herzanfall. Sie 
mußte sofort ins Krankenhaus 
eingeliefert werden. Eine an­
dere bekam ~inen Schock. 
Auch sie mußte sofort ärztlich 
behandelt werden und konnte 
ihre Arbeit nicht wieder auf­
nehmen. 

Studium in Italien 

Die Arbeitnehmer des Studen­
tenwerks kritisierten scharf 
das radikale Verhalten einiger 
Studenten. Personalrat und 
Geschäftsführung beschlossen, 
"sobald eine Demonstration 
oder Kundgebung auf dem 
Uni versi tä tsgelände angekün­
digt und durchgeführt wird, 
die Essensausgabe in der 
Mensa in dieser Zei t zu 
schließen. " 
Der AStA kritisierte später 
die Vorfälle in der Mensa, so­
lidarisierte sich jedoch mit 
den Veranstaltern des "Wi­
Wi-Aktionsfestes" und des I!! I~alien steigt die Zahl aus­

landischer Studenten die an 
einer italienischen U~iversität 
ihr Studium fortsetzen möch­
ten. Darunter befinden sich 
auch Studenten unserer Uni­
versität. Zur Regelung des 
Zustroms hat die italienische 
Regierung neue Bestimmun­
gen herausgegeben. 

Die Bewerber sollen ihren 
Antrag zwischen dem 15. Ja­
nuar und dem 15. April bei 
d~m italienischen Konsulat 
~lllrei.chen, und vor diesem 

ermm (15. April) eine 
Sprachprüfung in Deutschland 
a?legen, in der sie gute italie­
nlsche Kenntnisse in Wort 
~~d Schrift nach weisen. Wer-

n die Studenten zugelas­
sen, so erwartet sie im Herbst 
an der gewählten oder zuge-

teilten Universität ' eine Fach­
prüfung, die für die Immatri­
kulation entscheidend ist. 

Die Sprachprüfung in 
Deutschland kann von den 
Lektoren für italienisch an 
unserer Universität (Dr. Anna 
Bauer Cappelloni und Dr. Sal­
vatore Sanna am romanischen 
Seminar) abgenommen wer­
den und muß von den italieni­
schen Behörden gegengezeich­
net werden, bzw. sie kann di­
rekt bei dem für Frankfurt 
zuständigen italienischen Kul­
turinsti tut, Sophienstraße, 
7000 Stuttgart, Telefon (07 11) 
605980, abgelegt werden. 

Entscheidend für die Sprach­
prüfung ist nicht der Besuch 
von Kursen, sondern aus­
schließlich die Leistung. 

Anna Bauer Cappelloni 

vorangegangenen 
stes". 

"Turm-Fe-

Der Präsident hatte den Poli­
zeieinsatz beim "Wi-Wi-Akti­
onsfest" wie folgt begründet: 
,,1. Es ist nicht zu verantwor­
ten, daß durch chaotische Ak­
tionen kleiner Gruppen per­
manent der Lehrbetrieb ge­
stört wird. 
2. Die beiden letzten ,Feste' 
im Turm, die ebenfalls nicht 
genehmigt worden waren, 
zeigten, daß in solchen Zu­
sammenhängen mutwillige 
Zerstörungen (z. B. an den 
Fahrstühlen) zu befürchten 
sind. Die Mittel, die zur Be­
seitigung dieser Schäden auf­
gebracht werden müssen, 
werden für Lehre und For­
schung dringend benötigt. 

fest" zu veranstalten. Zu diesem "Fest" war auf gefälschten Flug­
blättern des Präsidenten und auf handgeschriebenen Plakaten 
aufgerufen worden. Das Fest sollte am 27. Januar während der 
LehrveranstaItungen im Hörsaalgebäude stattfinden. 

3. Die Mehrzahl der Studen­
ten, der Hochschullehrer und 
der Bediensteten fordert zu 
Recht, daß sie ungehindert 
und unter zumutbaren Bedin­
gungen studieren, lehren und 
arbeiten können." 

Das "Aktionsfest" wurde spä­
ter als Diskussionsveranstal­
tung über Restriktionen an 
der Universität, über ver­
schlechterte Studienbedingun­
gen, über verschärfte Lei­
stungsanforderungen durch 
Studien- und Prüfungsord­
nungen, über die materielle 
Lage der Studenten usw. de­
klariert. Um über solche The­
men auf breiter Ebene in 
Fachbereichsversammlungen 
und auf einer Uni-Vollver­
sammlung diskutieren zu kön­
nen, beantragte der AStA, die 
Lehrveranstaltungen am 
1. Februar von 11 bis 16 Uhr 
ausfallen zu lassen. Der Präsi­
dent gab diesem Antrag statt. 
Er "begrüßte ausdrücklich, 
daß nach einer Reihe irratio­
naler Aktionen kleiner Grup­
pen, die zu mutwilligen Stö­
rungen des Lehrbetriebs, zu 
Zerstörungen der technischen 
Einrichtungen und selbst zu 
Körperverletzung geführt ha­
ben, nunmehr der AStA den 
Versuch zu einer rationalen 
Diskussion der entstandenen 
Lage unternimmt." Ferner 
hoffe er, "daß mit der über­
nahme der Verantwortung der 
AStA auch in der Lage sein 
wird, die Diskussion über die 
Studienbedingungen und die 
Möglichkeiten zu ihrer Ver­
besserung voranzutreiben." 

Am Vormittag des 1. Februar 
diskutierten die Teilnehmer 
an den Fachbereichsversamm­
lungen (in weniger als der 
Hälfte aller Fachbereiche 
wurden solche Versammlun­
gen veranstaltet) vorwiegend 
über fachbereichsinterne Pro­
bleme. Bei der Frage, was zu 
tun sei, stand auch "Streik" 
zur Debatte. Außer bei den 
Neueren Philologien fanden 
sich jedoch keine Mehrheiten 
für einen "Streik" zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt. Auch die 
Vollversammlung am Nach­
mittag, die mit 2000 bis 3000 

Personen auf dem Campus 
stattfand, lehnte einen 
"Streik" noch im Winterseme- ' 
ster ab. Hingegen solle auf ' 
Fachbereichsebene in Arbeits­
gruppen über mögliche Aktio­
nen im Sommersemester dis.­
kutiert werden. 

Die 'Vollversammlung faßte 
u. a. eine Resolution, in der 
abgelehnt wird, daß der AStA 
als "alleiniger rationaler und, 
legitimer Ansprechpartner" 
des Präsidenten gelten soll. 
Der AStA werde keinerlei . 
Verantwortung für Aktionen 
von Fachbereichsgruppen ' 
übernehmen. Der Präsident;. 
werde auf "rationale Diskussi'" ' 
onspartner" verzichten müs­
sen, "solange auf Fachbereichs­
ebene keine nach unseren ' 
Sa tzungsvorschlägen gewähl-'­
ten Fachschaften zustande 
kommen köpnen." 

Zwei Tage später sollte wie­
derum ein "Turm-Fest" ver­
anstaltet werden. Zunächst 
versuchte eine Gruppe von 
etwa 30 Studenten im 1. Stock 
zu feiern. Die Gruppe folgte 
jedoch dem Vorschlag des De­
kans Iben, in den hinteren 
Teil des Foyers umzuziehen, 
um einerseits den Lehrbetrieb 
nicht zu stören, andererseits 
die Aufzüge nicht zu blockie­
ren. Hier wurde in kleineren 
Gruppen diskutiert, wobei 
sich auch mehrere Hochschul­
lehrer beteiligten. 

Im Fachbereich Neuerer Phi­
lologien wurde der "Streik" 
umdefiniert als "Aktionswo­
che" . Die Lehrveranstaltungen 
fanden statt. In vielen wurde 
jedoch nach Absprache mit 
den Lehrenden über die Stu­
diensituation diskutiert. Auf­
merksamkeit und Beifall er­
zielten die Germanisten durch 
schwatzen Humor: rund 200' 
Studenten zogen, teilweise ko­
stümiert und maskenhaft ge­
schminkt, in einem "Trauer­
zug" von der Universität zur 
Hauptwache, um dort mit ei­
nem "Trauergebet" an den 
Kultusminister die "Geistes­
wissenschaft zur letzten 
Ruhe" zu betten. 
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Das Historische Seminar, Fachbereich Geschichtswis­
senschaften, sucht für die Zeit vom 15. 4. bis 15. 7. 1977 
eine 

STUDENTISCHE mLFSKRAFT 
mit einer monatlichen Arbeitszeit von 40 Stunden. 
Voraussetzung: 5. Fachsemester. 
Bewerbungen sind bis zum 28. 2. 1977.zu r~chten an de.n 
Geschäftsführenden Direktor des HIstOrIschen Seml­
nars, Senckenberganlage 31, 6000 Frankfurt am . Main. 

An der staatlichen Lehranstalt für med.-techn. Assi­
stenten am Klinikum der Johann Wolfgang Goethe­
Universität ist zum 1. April 1977 die Stelle der 

TECHNISCHEN LEITERIN (1. Lehrassistentin) 
zu besetzen. 
Bewerber mit abgeschlossenem Examen als MT A und 
mehrjähriger Berufserfahrung sollen neben der Eig­
nung zur techno Leitung die Qualifikation für den Un­
terricht im Großpraktikum der Lehranstalt im Fach 
quantitative klin. Chemie" mitbringen. 

Die Stelle ist nach IV b BAT bewertet, Aufstieg nach 
mehrj ähriger Tätigkeit und Bewährung nach IVa BAT 
möglich. . 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen smd zu 
richten an das Klinikum der Johann Wolfgang Goethe­
Universität, Theodor-Stern-Kai 7, '6000 Frankfurt am 
Main 70, Telefon 63 01 - 52 98. 

Am Deutschen Seminar der Johann Wolfgang Goethe­
Universität ist zum 1. 4. 1977 die Stelle einer 

STUDENTISCHEN mLFSKRAFT 
(75 Stunden monatlich) zu besetzen. 
Die Tätigkeit umfaßt Arbeiten im Bereich der Ge­
schäftsführung und der Unterstützung eines Hoch­
schullehrers in Forschung und Lehre. Der Bewerber 
muß mindestens im 4. Fachsemester Germanistik stu­
diert haben. 
Bewerbungen richten Sie bitte bis zum 10. 3. 1977 an 
Herrn Prof. Dr. Volker Bohn, Deutsches Seminar, 
Gräfstraße 76. 

Am Deutschen Seminar der Johann Wolfgang Goethe­
Universität sind zum 1. 4. 1977 voraussichtlich zwei, je 
nach Haushaltslage eventuell drei 

STUDENTISCHE HILFSKRAFTSTELLEN 
(75 Stunden monatlich) zu besetzen. 
Die Tätigkeit umfaßt Arbeiten im Bereich der Ge­
schäftsführung und der Unterstützung von Hochschul­
lehrern in Forschung und Lehre. Die Bewerber müs­
sen mindestens im 4. Fachsemester Germanistik stu­
dieren. 
Bewerbungen sind bis zum 10. 3. 1977 zu richten an die 
Geschäftsführung des Deutschen Seminars, Gräfstr. 76. 

••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
Schwerbehinderte werden bei gleicher 
Qualifikation bevorzugt 

••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
Im Fachbereich 11, Asien- und Afrika-Institut, Sek­
tion Japanologie und Südostasienwissenschaften, ist 
für die Zeit vom 1. 4. 1977 bis 31. 3. 1979 die Stelle eines 

LEKTORS FVR JAPANISCHE. SPRACHE 
zu besetzen (BAT Ha). 
Aufgabengebiete: Sprachlehraufgaben (Sprachübun­
gen für Anfänger, Sprachlaborkurs für Anfänger und 
Fortgeschrittene, Lektürekurse für Fortgeschrittene), 
ferner Mitwirkung an den übrigen Aufgaben der Sek­
tion (Japanische Korrespondenz, Übersetzungsdienst­
leistungen, Mithilfe bei der Katalogisierung japani­
scher Bücher etc.). 
Einstellungsvoraussetzungen: Abgeschlossenes' Stu­
dium an einer japanischen Universität. Der Bewerber 
sollte gute Deutschkenntnisse (Germanistikstudium) 
sowie Unterrichtserfahrungen mitbringen und über­
dies mit der modernen wie auch der klassischen Lite­
ratur Japans vertraut sein. Sprachlaborpraxis, wenig­
stens am Schülerpult, ist erwünscht. 
Bewerbungen mit Lebenslauf, insbesondere Studien­
gang und Berufsweg, sind bis zum 1. 3. 1977 zu richten 
an Professor Dr. Otto Karow, Sektion Japanologie und 
Südostasienwissenschaften, Asien- und Afrika-Insti­
tut, Johann Wolfgang Goethe-Universität, D-6000 
Frankfurt am Main. 

Im Institut für Pharmazeutische Chemie ist ab sofort 
für zunächst drei Jahre die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT Ha) gemäß § 45 (HUG 1974) neu zu besetzen. 
Arbeitsgebiet: Mitarbeit bei der Durchführung des 
Praktikums Pharmazeutische Chemie III (Teil A U. B). 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
Bewerber Gelegenheit zu Arbeiten an einer Disserta­
tion gegeben. 
Einstellungsvoraussetzung : Pharmazeutisches Staats­
examen und Approbation als Apotheker. Bereits ge­
wonnene Unterrichtserfahrungen würden nützlich 
sein. 
Bewerbungen sind mit den erforderlichen Unterlagen 
(Lebenslauf, Zeugnisse) bis zum 15. 2. 1977 im Sekre-· 
tariat des Instituts für Pharmazeutische Chemie ein­
zureichen. 

Im Fachbereich N euere Philologien (Seminar für 
Didaktik der deutschen Sprache und Literatur) ist für 
die Zeit vom 1. 4. bis 30. 9. 1977 eine Stelle für eine 

STUDENTISCHE HILFSKRAFT 
zu besetzen (80 Monatsstunden). 
Aufgabengebiet: Aufgaben bei der Vorbereitung von 
Unterrichtsveranstaltungen. Voraussetzung: 4 Studien­
semester. Schreibmaschinenkenntnisse erforderlich. 
Bewerbungen werden bis spätestens 7. · Februar 1977 
erbeten an: Seminar für Didaktik der deutschen 
Sprache und Literatur, Georg-Voigt-Straße 12, Sekre­
tariat, Telefon: 7 98 - 25 98. 

Zur Mitarbeit an Forschungsprojekt auf dem Gebiet 
der Neutronen- und Röntgenbeugung 

WISSENSCHAFTLICHER ANGESTELLTER 
(Fachrichtung Kristallographie) nach BAT- IIa für zwei 
Jahre (mit Verlängerungsmöglichkeit um ein weiteres 
Jahr) gesucht. 
Der Bewerber muß die Methode der Kristallstruktur­
forschung und der Datenverarbeitung beherrschen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden er­
beten bis zum 18. 2. 1977 an den geschäftsführenden 
Direktor des Instituts für Kristallographie und Mine­
ralogie, Senckenberganlage 30, 6000 Frankfurt a. M. 1. 

Im Fachbereich 6, Religionswissenschaften, ist ab 1. 4. 
1977 die Stelle einer 

STUDENTISCHEN HILFSKRAFT 
(ohne Abschluß) . 

mit 40 Stunden im Monat zu besetzen. 
Die Stelle ist der Zentralbibliothek des Fachbereichs 
zugeordnet. 
Bewerbungen bis 31. Januar an das Dekanat des Fach­
berei.chs 6, Senckenberganlage 15 (Zimmer 3330), 6000 
Frankfurt am Main, Telefon 7 98 - 20 12. 

Im Physikalischen Institut (FB 13) der Johann Wolf­
gang Goethe-Universität Frankfurt am Main ist ab 
sofort die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT IIa) für die Dauer von drei Jahren zu besetzen. 
Aufgaben: Mitarbeit an dem Forschungsprojekt "So­
larzellen" des Materialentwicklungslabors des Phy­
sikalischen Instituts sowie Beteiligung an den Lehr­
aufgaben. Die Laufzeit des Projekts ist auf drei Jahre 
begrenzt. 
Der Bewerber muß ein abgeschlossenes Hochschul­
studium im Fach Physik nachweisen können. 
Bewerbungen werden möglichst umgehend, spätestens 
jedoch bis zum 10. Februar 1977, an den Geschäftsfüh­
renden Direktor des Physikalischen Instituts, Profes­
sor Dr. W. Martienssen, Robert-Meyer-Straße 2-4, 
6000 Frankfurt am Main, erbeten. 

Am Englischen Seminar/Amerika-Institut ist ab sofort 
- zunächst für die Dauer von 3 Jahren - die Stelle 
eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BA T IIa) zu besetzen. 
Aufgabengebiete: Wissenschaftliche Dienstleistungen 
nach § 45 HUG, insbesondere organisatorisch-admini­
strative Betreuung von Lehre und Forschung im 
Amerika-Institut; interdisziplinäre Planung; Betreu­
ung studentischer Arbeitsgemeinschaften. 
Einstellungsyoraussetzungen: Abgeschlossenes Hoch­
schulstudium auf einem Gebiet der Amerikastudien . 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
Bewerber Gelegenheit zur selbstbestimmten For­
schung, insbesondere zur Arbeit an einer Dissertation, 
gegeben. 
Bewerbungen sind mit den üblichen Unterlagen bis 
zum 15. März 1977 an die Geschäftsführung des Engli­
schen Seminars/Amerika-Instituts zu richten. 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ist ab so­
fort die Stelle einer 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN 
nach BAT VII zu besetzen. Die Stelle ist der Professur 
für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre zugeordnet. 
Einstellungsvoraussetzungen : Schreibmaschinen- und 
Stenographiekenntnisse, Fähigkeit zu selbständigem 
Arbeiten. Erwünscht sind ferner Englischkenntnisse. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu 
richten an Dr. D. Ordelheide, Professur für Allg. BWL, 
Johann Wolfgang Goethe-Universität, Mertonstr. 17, 
6000 Frankfurt am Main. 

Die Bibliothek des Fachbereichs Gesellschaftswissen­
schaften der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
sucht zum 1. 5. 1977 eine 

VERWALTUNGS ANGESTELLTE 
(Bibliothekskraft) 

(BAT VII) für eine Halbtagsstelle. 
Aufgabengebiet: Führung der laufenden Zeitschriften 
und Loseblattsammlungen. Erforderlich sind Schreib­
maschinenkenntnisse. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 25. 2. 1977 zu richten an den Dekan des Fachbe­
reichs Gesellschaftswissenschaften der Johann Wolf­
gang Goethe-Universität, Senckenberganlage 15, 6000 
Frankfurt am Main. 

Am Seminar für Verkehrsbetriebslehre ist ab 1. 5. 1977 
die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT IIa) für die Dauer von zunächst -3 Jahren zu be­
setzen. 
Der Stelleninhaber soll (gem. § 45 HUG) Professor 
Dr. Riebel bei der Vorbereitung und Durchführung 
von Lehr- und Forschungsaufgaben, insbesondere 
durch die Ausarbeitung von Übungsbeispielen und 
Fallstudien, unterstützen und bei der wissenschaft­
lichen Betreuung von Sammlungen und Gerät sowie 
in der Seminarverwaltung mitwirken. 
Der Bewerber muß über gute betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse, insbesondere im Bereich des Rechnungs­
wesens und seiner Anwendung verfügen und die Prü­
fung als Diplom-Kaufmann oder ein entsprechendes 
Examen bestanden haben. Englisch-Kenntnisse wer­
den selbstverständlich vorausgesetzt; Kenntnisse in 
EDV und Unternehmensforschung sind von Vorteil. 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst­
bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation gegeben (§ 45 HUG). 
Bewerbungen sind zu richten an das Seminar für Ver­
kehrsbetriebslehre, z. Hd. von Herrn Professor Dr. P. 
Riebe!. 

UNI-REPORT -
Im Institut für Ausländisches und Internationales 
Recht (Professur Dr. W. Frhr. v. Marschall) ist ab 
1. April 1977 die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BA T IIa) nach § 45 BUG für zunächst drei Jahre zu 
besetzen. 
Zum Aufgabenbereich gehören Mitarbeit an rechtsver_ 
gleichenden Forschungsvorhaben und b~i Vorberei_ 
tung und Durchführung von Seminaren und übungen 
sowie Zusammenstellung von Unterrichtsmaterialien 
die verantwortliche Betreuung der rechtsvergleichen~ 
den Bibliothek des Instituts einschließlich der Planung 
der Anschaffungen, die Beratung der Benutzer des In­
stituts, insbesondere bei der Benutzung ausländischer 
Literatur, Mitarbeit an den vom Institut für Gerichte 
und Behörden zu erstattenden Gutachten über auslän_ 
disches Recht und internationales Privatrecht. 
Dem Stelleninhaber wird Gelegenheit zu selbstbe_ 
stimmter Forschung, insbesondere zur Anfertigung 
einer Dissertation gegeben. 
Einstellungsvoraussetzungen: Möglichst zweites Juri­
stisches Staatsexamen, Kenntnisse in mindestens Zwei 
modernen Fremdsprachen, davon möglichst eine 
außerhalb von Französisch oder Englisch, rechtsver_ 
gleichende Kenntnisse und Arbeitserfahrungen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 20. Februar 1977 zu richten an das Institut für 
Ausländisches und Internationales Recht, Lehrstuhl 
Prof. Dr. W. Frhr. V. Marschall, Senckenberganlage 31, 
Juridicum, Telefon 7 98 - 2112. 

Im Fachbereich Biologie (Humangenetik) ist die Stelle 
einer 

TECHNISCHEN ASSISTENTIN 
nach BAT VIb ab 1. April 1977 neu zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Mitwirkung bei biochemischen, 'im­
munbiologischen und zytologischen Untersuchungen im 
Rahmen human genetischer Forschung und Lehre. Aus­
reichende Einarbeitungszeit gewährleistet. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu 
richten an den Dekan des Fachbereichs Biologie der 
Universität Frankfurt am Main, Siesmayerstraße 70. 

Im Fachbereich Philosophie sind folgende 
STUDENTISCHE TUTORENSTELLEN 

mit 2 Wochenstunden für das SS 77 zu besetzen: 
1 Tutor für das Proseminar von Prof. Dr. Altwicker: 
"Kant; Grundlegung zur Metaphysik der Sitten" 
1 Tutor für das Proseminar von Prof. Dr. Apel: 
"Erklären und Verstehen" 
2 Tutoren für das Proseminar von Prof. Dr. Bubner: 
"Hegels Ästhetik" und 
"Kant, Kritik der Urteilskraft" 
1 Tutor für das Proseminar von Dozent Dr. Lautemann: 
"Ludwig Wittgenstein: Tractatus logicophilosophicus" 
1 Tutor für das Proseminar V. Prof. Dr. Schnädelbach: 
"Theorien über die Aufklärung II" 
Bewerbungen sind umgehend einzureichen im Deka­
nat des Fachbereichs Philosophie, Dantestraße 4-6. 

Im Fachbereich Philosophie sind zum 1. April 1977 zwei 
WISSENSCHAFTL.HILFSKRAFTSTELLEN 
(ohne Abschluß) 

zu besetzen (75 Stunden), und zwar je eine für die Pro­
fessoren Dr. R. Bubner und Dr. A. Schmidt. 
Tätigkeitsmerkmale : Dienstleistungen bei Lehr- und 
Forschungsaufga ben. 
Bewerbungen sind umgehend einzureichen im Dekanat 
des Fachbereichs Philosophie, Dantestraße 4-6. 

Am Institut für Kulturanthropologie und Europäische 
Ethnologie der Johann Wolfgang Goethe-Universität, 
Fachbereich 9, ist die Stelle einer 

VERWALTUNGS ANGESTELLTEN 
zum 1. April 1977 zu besetzen. Die Vergütung erfolgt 
nach BAT VII und den üblichen Bedingungen des 
öffentlichen Dienstes. Vorausgesetzt werden gute Fer· 
tigkeiten bei der Niederschrift von Diktaten in Steno' 
graphie und nach Tonband, sowie die Fähigkeit ZU 

einer flexiblen Abwicklung der üblichen Sekretariats' 
arbeiten. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind ZU 

richten an: Institut für Kulturanthropologie und Euro' 
päische Ethnologie, Beethovenstraße 59, 6000 Frankfurt 
am Main. 

In der Geschäftsstelle des Fb Wirtschaftswissenschaf' 
ten ist ab 1. März 1977 eine Stelle für eine 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRAFT 
(ohne Abschluß) 

zu besetzen. Aufgabengebiet: Prüfungsplanung. Not· 
wendig sind (gute) Schreibmaschinenkenntnisse. 
Bitte setzen Sie sich mit uns in Verbindung. Telefon 
798 - 35 11 oder 798 - 2277. -
Für die Abteilung Zentrale Datenverarbeitung (ZD\'J 
suchen wir ab sofort eine 

STUDENTIN ALS DATENERFASSERIN 
zur Aushilfe (stundenweise) für ICL-KEY-EDIT 5~ 
Magnetbandgeräte. . 
Erfahrungen als Datenerfasserin oder SchreibinasC~ll' 
nenkenntnisse wären von Vorteil, sind jedoch keWe 
Bedingung. 
Die Arbeitszeit beträgt 19 Stunden pro Woche (in der 
Zeit vom 18. Juli 1977 bis 15. Oktober 1977 = 40 stun' 
denwoche). 
Der Stundenlohn beträgt 6,50 DM. 
Interessentinnen wollen sich bitte bei dem Leiter d~r 
ZDV, Herrn Sanader, Senckenberganlage 31 (J~~i 
dicum, Haus B, Zimmer 467), Telefon 7 98 - 28 32 / 3 
melden. 



UNI-REPORT -
BAföG wird erhöht 
Die Bundesregierung hat am 
2. Februar die Anpassung der 
Ausbildungsförderung für 
Schüler und Studenten zum 
1. April beschlossen. Die Eltern­
freibeträge sollen für die För­
derung der Schüler zum 
1. August und für die Studen­
tenförderung zum 1. Oktober 
erhöht werden. Der Gesetz­
entwurf der Bundesregierung 
zur Anpassung der Ausbil­
dungsförderung (BAföG), der 
als besonders eilbedürftig in 
die parlamentarischen Bera­
tungen eingebracht werden 
soll, sieht entsprechend dem 
Anfang Januar vorgelegten 
BAföG-Bericht der Bundesre­
gierung eine Erhöhung der 
Elternfreibeträge von jetzt 960 
auf künftig 1100 Mark im Mo­
nat vor. Die Förderungssätze 
sollen - den Härtezuschlag 
von zehn Prozent aus dem 
letzten Jahr nicht mitgerech­
net - um 16 Prozent steigen. 
Dabei soll der als Darlehen 
gewährte Anteil der Förde­
rung für Studenten sich um 
20 Mark erhöhen, Die Termi­
ne für die Inkraftsetzung der 
Verbesserungen bei der Aus­
bildungsförderung sowie die 
Aufstockung des Darlehensan­
teils waren im BAföG-Bericht 
der Bundesregierung noch 
ntcht enthalten gewesen. Bun­
desbildungsminister Helmut 
Rohde wies darauf hin, daß 
strukturelle Eingriffe in das 
Ausbildungsförderungsgesetz, 
also etwa die dem Vernehmen 
nach im Bundesfinanzministe­
rium überlegte Anpassung der 
Förderungshöchstdauer an die 
im Hochschulrahmengesetz 
vorgesehenen Regelstudienzei­
ten von acht bzw. sechs Se­
mestern, nicht beschlossen 
worden seien. 

Allerdings muß berücksichtigt 
werden, daß 1976 wegen der 

Verschiebung der eigentlich 
fälligen Anpassung auf die 
Förderungsbeträge ein Härte­
ausgleich von zehn Prozent 
gewährt wurde - für die Stu­
denten als Darlehen - so daß 
sich im Effekt für die Studen­
ten im Förderungshöchstsatz 
nur eine Erhöhung von 550 
auf 580 Mark ergibt, von de­
nen jetzt 150 Mark (bisher 130 
Mark) als Darlehen gewährt 
werden sollen. Das Bundesbil­
dungsministerium betonte je­
doch, daß sich die Erhöhung 
der Förderung unterschiedlich 
auswirke. Mache sie im End­
effekt ' beim Förderungs­
höchstsatz nur 30 Mark aus, 
so erhalte aber ein Student, 
dessen Eltern im Einkommen 
erheblich über den Freibeträ­
gen lagen und der bislang nur 
100 Mark plus zehn Mark 
(nämlich zehn Prozent) Härte­
ausgleich erhalten habe, nach 
der Anpassung auch die volle 
Erhöhung von 80 Mark, also 
insgesamt 180 statt bisher 110 
Mark. 

Bildungsminister Rohde be­
tonte vor der Presse, mit der 
Erhöhung der Ausbildungsför­
derung um rund 16 Prozent 
werde die Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten seit 
1974, dem Jahr der letzten 
Anpassung, voll ausgeglichen. 
Der vor allem von studenti­
scher Seite, aber auch bei­
spielsweise vom Deutschen 
Studentenwerk, geäußerten 
Kritik, die geplanten Verbes­
serungen seien angesichts der 
Kostensteigerungen unzurei­
chend, begegnete der Minister 
mit dem Hinweis, Studenten 
würden, je nach dem Grad 
der Bedürftigkeit, noch weite­
re Zuschüsse, beispielsweise 
bei besonders hohen Mieten 
oder für Heimfahrten, erhal­
ten. Über ein Viertel der 
334 000 geförderten Studenten 
erhielten damit Leistungen, 
die über 600 Mark' monatlich 
hinausgingen ·und bis auf 670 
Mark.kommen könnten. 

Rechtswissenschaft 
Dr. jur. Gundolf Fahl, wiss. 
Mitarbeiter, Professur Prof. Dr. 
G. DUcher, hat von der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft 
eine Sachbeihilfe zur Fortfüh­
rung eines Loseblattkommen­
tars "Internationales Recht der 
Rüstungsbeschränkung" /" In ter­
national Law of Arms Control" 
(1. Lfg. 680 S., 1975; 2. Lfg. 
536 S., 1976) erhalten. 

Philosophie 
Prof. Dr. Bruno Liebrucks 
wird mit Ende des Monats 
März von seinen amtlichen · 
Verpflichtungen als Professor 
an einer Universität entbun­
den. 

Geschichtswissenschaften 
Prof. Dr. Eike Haberland 
nahm vom 10. bis 15. Dezember 
1976 an der Tagung des Exe­
cutive Council des Internatio­
nalen Africa Insti tute in 
Kinshasa sowie dem in der 
gleichen Stadt stattfindenden, 
vom International Africa In­
stitut und der Universite Na­
tionale du Zaire veranstal te­
ten Seminar "African Langua­
ges in Education", ·teil. 

Neuere Philologien 
Auf Einladung des National 
Endowment of the Humanities 
und des College of William 
and Mary, Williamsburg, Va., 
nahm Prof. Dr. Martin Chri­
stadler, Amerika Institut, an 
einer mehrtägigen internatio­
nalen Konferenz von Litera­
turhistorikern über American 
Literature in the Era of the 
Ameriean Revolution' in Wil­
liamsburg, Virginia teil (vom 
7. bis 11. 12. 1976). Anschließend 
war er als Gast der jeweiligen 
American Studies Departments 
an Universitäten Harvard und 
Yale. 

* 
Prof. Dr. Siegfried Sudhof hat 
einen Ruf auf den ordentli­
chen Lehrstuhl für N euere 
Deutsche Literaturwissen-
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schaft an der Gesamthoch­
schule - Universität - Bam­
berg angenommen. 

* Prof. Dr. Fritz Meinecke 'tritt 
nach Erreichen der Alters­
grenze mit dem Ende des Mo­
nats März in den Ruhestand. 

Physik 
Prof. Dr. Willy Hartner wurde 
von der Accademia Toscana di 
Scienze e Lettere "La Colom­
baria" zum Korrespondieren­
den auswärtigen Mitglied in 
der "Classe di Scienze fisiche~ 
matematiche e naturali" er­
nannt. 

* Prof. Dr. Arnold Münster 
wird mit Ende des Monats 
März von seinen am tlichen 
Verpflichtungen als Professor 
an einer Universität entbun­
den. 

Chemie 
Dr. Günther Kraft wurde die 
akademische Bezeichnung Ho­
norarprofessor verliehen. 

Biologie 
Prof. Dr. Hans Fleischhacker 
tritt nach Erreichen der Al­
tersgrenze mit dem Ende des 
lVI01'lats März in den Ruhe­
stand. 

Humanmedizin 
Prof. Dr. H.-U. Deppe ist auf 
der 4. ordentlichen Mitglie­
derversammlung der Deut­
schen Gesellschaft für Medizi­
nische Soziologie am 28. 11. 
1976 in Frankfurt am Main 
zum Stellvertretenden Vorsit­
zenden dieser Gesellschaft ge­
wählt worden. 

* Prof. Dr. Wilhelm Schroeder 
wird mit Ende des Monats 
März von seinen amtlichen 
Verpflichtungen als Professor 
an einer Universität entbun­
den. 

* Dr. Dietrich Höffler ist die 
akademische Bezeichnung Ho-

norarprofessor verliehen wor­
den. 

* Prof. Dr. Kurt Greven wird 
mit Ablauf des Monats März 
von seinen amtlichen Ver­
pflichtungen als Professor an 
einer Universität entbunden. 

Tren ton -Austausch 
Zum Austausch zwischen der 
Universität Frankfurt und 
dem Trenton State College, 
New Jersey: Das Trenton State 
College entsendet im Stu­
dienjahr 1977/78 Frau Dr. 
Harriet Hinck vom Depart­
ment of Economics als Aus­
tauschprofessorin nach Frank­
furt am Main. 
Der Ständige Ausschuß II für 
Organisationsangelegenheiten 
hat in den letzten beiden Sit­
zungen über die Entsendung 
der Professoren und Studen­
ten' die sich für das Studien­
jahr 1977/78 nach Trenton be­
worben hatten, entschieden. 
Als Austauschprofessor wird 
Dr. Günther Niemz, Fachbe­
reich Geographie, nach Tren­
ton entsandt; als Austausch­
studenten Gerhard F. Glas. 
Anglistik (Amerikanistik) und 
Sozialkunde, und Birgit Zörb, 
Sonder- und Heilpädagogi.k. 
Richtung praktisch Bildbare, 
und Sozialkunde. 

UNI·REPORT 

Zeitung der Johann Wolfga n g 
Goethe-Universität Frankfurt am 
Main. 
Herausgeber: Der Präsident dei 
Universität Franl{furt. 
Redaktion: Andrea Fülgraff und 
Reinhard Heisig , Pressestelle der 
Universität, Senckenberganlage 31 
6000 Frank furt am Main. Telefon: 
(0611) 798 - 2531 oder 2472. Telex' 
0413932 unH d. 
Druck. , Union-Druckerei. 6000 Frank· 
furt am Main. 

Namentlich gezeichnete Beiträge 
geben nicht unbedingt die Meinung 
des Herausgebers wieder . 
Uni-Report erscheint alle 14 Tage 
am Mittwoch mit Ausnahme der 
Semesterferien. Die Auflage von 
15000 Exemplaren wird an die Mit­
glieder der Universität Frankf urt 
am Main verteilt 

Im Fachbereich Geschichtswissenschaften der J. W. 
Goethe-Universität ist am Seminar für Didaktik der 
Geschichte zum 1. August 1977 für zunächst 3 Jahre die 
Stelle eines 

Am Institut für Galenische Pharmazie, Fachbereich 15 
Biochemie und Pharmazie, ist die Stelle einer 

Hiermit werden die Stellen für fünf 
DISKUS-HERAUSGEBER 

ausgeschrieben. 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT IIa) zu besetzen. 

Aufgabengebiet: Dienstleistungen nach § 45 HUG; der 
Stelleninhaber soll im Rahmen des längerfristigen For­
schungsvorhabens "Industrielle Revolution im Un­
terricht" mitarbeiten. Zu den Aufgaben gehört außer­
dem die Teilnahme an empirischen ' Untersüchungen 
zum Verhältnis von Leistungsbeurteilung und Schüler­
verhalten im Geschichtsunterricht sowie an Arbeiten 
zur Schulgeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts. -

Von dem Stelleninhaber wird ferner Mitwirkung er­
wartet bei der Planung und Durchführung von Kon­
taktstudium (quartärer Bereich). Die Mitwirkung bei 
Verwaltungsaufgaben wird vorausgesetzt. 

Einstellungsvoraussetzungen: Abgeschlossenes Hoch­
s~ulstudium in Geschichte und Pädagogik. Erwünscht 
Sllld Erfahrungen im Bereich der Erwachsenenbildung. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
Zum 15. März 1977 an den Geschäftsführenden Direktor 
des Seminars für Didaktik der Geschichte, Friedrich­
straße 47, 6000 Frankfurt am Main, zu richten. 

Bei der Professur für Strafrecht, Strafprozeß und 
~~Chts~~ilosoPhie (Prof. E. A. Wolff) ist ab 1. April 1977 
ur zunachst 3 Jahre die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
nach BAT Ha zu besetzen. 
:ufgabenbereich: Teilnahme an Forschungsaufgaben 

er Professur auf dem Gebiet der Strafrechtsdogmatik 
~nd Rechtsphilosophie. Mitarbeit bei Planung von 
ü~hrveranstaltungen, insbesondere Seminaren und 
t . ungen. Betreuung von Tutoren und stud. Hilfskräf-

l~chn. Selbstbestimmte eigene Forschung wird ermög-
1 t. 

~nstel1ungsvoraussetzungen: 1 jur. Staatsexamen 
kote gut). Der Bewerber muß über solide Strafrechts­
d enntnisse verfügen und sollte schon auf dem Gebiet 
er Rechtsphilosophie gearbeitet haben. 

~.ewerbungen sind bis zum 28. Februar zu richten an 
p~eilProfe~sur für Strafrecht, Strafprozeß und Rechts­
lag °3soPhle Prof. Dr. E. A. Wolff, Senckenbergan-

e 1, 6000 Frankfurt am Main. 

CHEMO'l'ECHNIKERIN I PTA 
neu zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Mitarbeit im Laboratorium sowie 
Materialverwaltung und Sammlungsbetreuung. 
Gehalt BAT VIb, 5-Tage-Woche und entspr. Sozial­
leistungen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen an: 
Prof. Dr. K. Thoma, Institut für Galenische Pharmazie, 
Georg-Voigt-Straße 16, 6000 r."rankfurt am Main, 
Telefon (06 11) 7 98 25 62. 

In der Skandinavischen Abteilung des Deutschen Se­
minars, Fachbereich 10 (Neuere Philologien), ist am 
1. März 1977 die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN ANGESTELLTEN 
zunächst für die Dauer von drei Jahren (BAT Ha) 
zu besetzen. 
Der Inhaber der Stelle soll in der Vorbereitung von 
Lehrveranstaltungen, der Unterstützung von For­
schungsvorhaben, der Studienberatung und der Biblio­
theksverwaltung tätig sein. 
Einstellungsvoraussetzungen sind ein abgeschlossenes 
Skandinavistik-Studium und die Kenntnis der skan­
dinavischen Sprachen. 
Bewerbungen sind bis zum 25. Februar 1977 zu richten 
an Professor Dr. Klaus von See, Skandinavische Ab­
teilung, Deutsches Seminar, Fachbereich 10 (Neuere 
Philologien), Gräfstraße 74-76, 6000 Frankfurt / Main. 

An der Universität Frankfurt am Main, Prüfungsamt 
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, ist ab 1. l\lärz 
1977 die Stelle einer 

VERW.-ANGESTELLTEN 
BAT VII zu besetzen. 
Der Tätigkeitsbereich umfaßt die Durchführung der 
Vordiplomsprüfungen, die Abwicklung studentischen 
Publikumsverkehrs sowie den weitgehend selbständig 
zu leistenden Schriftverkehr. Vorausgesetzt werden 
u. a. gute Schreibmaschinenkenntnisse sowie Berufs­
erfahrung in Verwaltungsarbeiten. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind 
schriftlich zu richten an den Geschäftsführenden Vor­
sitzenden des Prüfungsamtes, Fb Wirtschaftswissen­
schaften, Johann Wolfgang Goethe-Universität Frank­
furt am Main, Mertonstraße 17/25, 6000 Frankfurt/M. 

Bewerbungen erbitten wir bis spätestens 7. März 1977 
an das Studentenparlament, c/o AStA, 6000 Frankfurt 
(Main), Jügelstraße 1, Studentenhaus, Zimmer 14-16. 

Am Deutschen Seminar der Johann Wolfgang Goethe­
Universität ist zum 1. April 1977 die Stelle einer 

STUDENTISCHEN HILFSKRAFT 
(75 Stunden monatlich) zu besetzen. 
Die Tätigkeit umfaßt Arbeiten im Bereich der Ge­
schäftsführung und der Unterstützung eines Hoch­
schullehrers in Forschung und Lehre. Der Bewerber 
muß mindestens im 5. Fachsemester Germanistik stu­
dieren. 
Bewerbungen richten Sie ' bitte bis 10. März 1977 an 
Herrn Prof. Dr. Walter Raitz, Deutsches Seminar, 
Gräfstraße 76. 

Im Fachbereich Geschichtswissenschaften der J. W. 
Goethe-Universität ist am Seminar für Griechische 
und Römische Geschichte zum 1. April 1977 für drei 
Jahre die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT Ha) zu besetzen. 
Voraussetzungen für die Bewerbung: 
1. Abgeschlossenes Hochschulstudium in Geschichts­
wissenschaften ; Studienschwerpunkt möglichst Alte 
Geschichte; Abschluß (etwa Magister, gegebenenfalls 
auch Promotion) ist nachzweisen. 
2. Gute Latein- und Griechisch-Kenntnisse. 
Aufgabengebiet: Dienstleistungen nach § 45 HUG, ins­
besondere: 
1. Mitarbeit an der Sammlung Kartei griechischer In­
schriften im Seminar bzw. in der Bibliothek (Sad1-
katalog). 
2. Studienberatung; die Übertragung eines Lehrauf­
trags ist möglich. 
3. Dienstleistungen in Lehre und Forschung. 
Im Rahmen des Möglichen wird Gelegenheit zu selbst­
bestimmter Forschung gegeben. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen (Lebens­
);lUf, Nachweis eines abgeschlossenen Hochschulstu­
diums, Nachweis von Griechisch- und Lateinkennt­
nissen, evt. Schriftenverzeichnis) sind bis spätestens 
15. März 1977 zu richten an den Geschäftsführenden 
Direktor des Seminars für Griechische und Römische 
Geschichte, Gräfstraße 76, 6000 Frankfurt am Main. 
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Zusammenarbeit 
mit den Fachbereichen Mittwoch, 9. Februar 

Aus Anlaß einer früheren Sit­
zung des Ständigen Ausschus­
ses für Haushaltsangelegen -
heiten der Universität Frank­
furt zum Thema Stellenum­
setzungen hatten die Dekane 
von 13 Fachbereichen die 
mangelhafte Zusammenarbeit 
zwischen dem Ausschuß und 
den Dekanen kritisiert (s. 
Uni-Report vom 12. Januar 
1977). Daraufhin diskutierte 
der Ausschuß mit den anwe­
senden Dekanen auf der Sit­
zung am 27. Januar über Mög­
lichkeiten zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit und des 
Informationsflusses zwischen 
dem Präsidenten, den Aus­
schußmitgliedern und den De­
kanen. In die Diskussion wur­
den die folgenden, später 
durch Beschluß übernomme­
nen Punkte und Anregungen 
gebracht: 

1. Die Dekane sind ständige 
Gäste der Ausschüsse; die 
Anwesenden sollen nament-

lieh in den Ausschußprotokol­
len aufgeführt werden. 
2. pen Dekanen soll eine Vor­
schau auf . die Tagesordnung 
der jeweils folgenden Aus­
schußsitzungen (mindestens 
die sicher anstehenden The­
men) zugeleitet werden. 
3. Den Dekanen sollen alle 
Unterlagen rechtzeitig (acht, 
besser zehn Tage) zugeleitet 
werden. 
4. Die Ausschußmitglieder 
sollen als Referenten für die 
Fachbereiche fungieren; sie 
sollen informieren und sich 
Informationen über den Ver­
lauf der Diskussion anstehen­
der Fragen, über die Meinun­
gen im Fachbereich, deren 
Referenten sie sind, einholen. 
Ein Anhörungsverfahren wäre 
ebenfalls denkbar. 
5. Diskussionen der Aus-
schußmitglieder mit den 
Fachbereichsdekanen auch 
außerhalb der Ausschußsit­
zungen sollen - wenn mög­
lieh - anberaumt werden. 

G. W i n n e w iss er, Bon n : 
Spektroskopie zwischen den 
Sternen 
17.15 Uhr, Hörsaal Angewandte 
Physik, Robert-Mayer-Str. 2-4 
Physikalisches Kolloquium 

* J 0 s e p hAg ass i, Boston 
und Tel Aviv: 
Wissenschaft und Gesellschaft 
(in englischer Sprache) 
18.15 Uhr, Hauptgebäude 
Raum 320 C 
Veranstalter: 
Prof. Fleischmann, Institut für 
Markt und Plan 

* J. K n 0 11, Boch um: 
Lernen mit Erwachsenen 
18.30 Uhr, Hochschule für 
Musik und Darstellende Kunst 
Frankfurt, Eschersheimer 
Landstraße 33 

Donnerstag', 10. Februar 
Ger not Ern s t, Berlin : 
Die Insiderfrage - Aufgabe 
wirtschaftlicher Selbstver­
waltung und Problem der 
Unternehmenstransparenz 
17.15 Uhr, Frankfurter Wert­
papierbörse, Börsenplatz 
Veranstalter: Institut für 
Kapitalmarktforsch ung 

Forschungsförder ng * J. S tau f f, Frankfurt: 
Theorie und Praxis der 
Chemilumineszenz 

Der Deutsche Akademische 
Austauschdienst (DAAD) ver­
gibt auch in diesem Jahr Sti­
pendien an Rechtsreferendare 
und Studierende der Rechts­
wissenschaft zur Teilnahme 
an juristischen Fachkursen in 
Großbritannien und den Nie­
derlanden. 
Voraussetzung für die Bewer­
bung ist: 
für Rechtsreferendare: 1. juri­
stisches Staatsexamen (Prädi­
katsexamen) 
für Studierende: Nachweis ei­
nes 5semestrigen Studiums 

Französisch lernen 

I'n der Stadt- und Universi­
tätsbibliothek wird vom 10. 
Februar bis zum 26. Februar 
eine Ausstellung "Französisch 
Lernen" gezeigt. Die Ausstel­
lung wurde von der Stadt 
Frankfurt und dem Institut 
Fran!;ais in Verbindung mit 
dem Ausstellungskomitee für 
das französische Buch und die 
graphischen Künste - Paris 
erstellt. Sie ist montags bis ' 
freitags von 8.30 Uhr bis 20 
Uhr geöffnet. 

z. Z. der Bewerbung (für den 
Kurs in Amsterdam Examens­
kandidaten) 
International Summer Course 
in Modern English Law, Lon­
don 
Kurstermin : 4. Juli-29. Juli 
1977; 
Anmeldung und Aus­
kunft: German Academic Ex­
change Service, 11-15, Ar­
lington Street, London SW 1A 
1RD' 
An~eldeschluß: 15. Juni 1977; 
Kurssprache: Englisch; 
Stipendienhöhe: DM 1000,-; 
Bis zu 60 Stipendien stehen 
bereit. 
International Summer Course 
in European Community Law, 
London 
Veranstalter: British Institute 
of International and Compa­
rative Law, London; 
Kurstermin: 4. Juli-15. Juli 
1977; 
Anmeldung und Auskunft: 
German Academic Exchange 
Service, 11-15, Arlington 
Street, London SW 1A.1RD; 

Anmeldeschluß : 15. Juni 1977; 
Kurssprache : Englisch; 
Stipendienhöhe: DM 750,-; 
Bis zu 20 Stipendien stehen 
bereit. 
Hague Academy of Internatio­
nal Law, den Haag 
Kurstermine: 4. Juli-22. Juli 
1977 (Private International 
Law), 25. Juli-12. August 
1977 (Public International 
Law); 
Anmeldung und Auskunft: 
The Hague Academy of Inter­
national Law, Peace Palace, 
the Hague; 
Anmeldeschluß : 1. Juni 1977; 
Kurssprachen: Englisch, Fran­
zösisch; 
Stipendienhöhe: DM 850,-
Bis zu 15 Stipendien stehen 
bereit. 
Leyden-Amsterdam-Colum­
bia Summer Pro gram in Ame­
rican Law, Amsterdam 
Kurstermine: 4. Juli-29. Juli 
1977 (Introductory Course in 
American Law); 
Anmeldung und Auskunft: 
Mr. W. Levie, University of 
Amsterdam, Juridisch Insti­
tuut, O. Z. Achteburgwal 217-
219, Amsterdam C; 
Anmeldeschluß: 31. März 1977; 
Kurssprache: Englisch; 
Stipendienhöhe: DM 900,-; 
Bis zu 10 Stipendien stehen 
bereit. 
Bewerbungsschluß: 31. März 
1977 direkt beim Deutschen 
Akademischen Austausch­
dienst (Arbeitsbereich Ferien­
kurse), Kennedy-Allee 50, 5300 
Bonn-Bad Godesberg, wo 
auch die Bewerbungsformula­
re, Kursbroschüren und wei­
tere Informationen zur Sti­
pendienbewerbung erhältlich 
sind. 

17.15 Uhr, Magnus-Hörsaal des 
Instituts für physikalische 
Chemie, Eingang 
Emil-Su1zbach -Straße 
Veranstalter: Die Dozenten der 
physikalischen Chemie 

Freitag, 11. Februar 
G ü n t her H ä u s 1 er, Basel: 
Die Steuerung des sympathi­
schen Nervensystems durch 
zentrale adrenerge Strukturen 
- Beziehungen zur antihyper­
tensiven Thel'apie 
Gedächtnisvorlesung aus 
Anlaß des 75, Geburtstages von 
Prof. Dr. Peter Holtz 
17.15 Uhr, Theodor-Stern-Haus, 
Großer Hörsaal, Theodor­
Stern-Kai 7 
Veranstalter: Kreis der Schüler 
von Prof. Dr. Holtz 

* Peter-Cornelius Böl, 
Frankfurt a. M. : 
Neuerwerbungen und unbe­
kannte Fl'ankfurter Antiken 
17.15 Uhr, Archäologisches 
Institut, Raum 801, Gräfstr. 76 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Neue Funde 
und Forschungen" 

* Walter Fe1scher, 
Tübingen: 
Mengenlehre als Beweisprinzip 
17.30 Uhr, Kolloquiums-
raum 711 des Mathematischen 
Seminars, Robert-Mayer-Str.10 
Veranstalter: Die Dozenten 
der Mathematik 

Dienstag, 15. Februar 
J anS a n d s t rö m , 
Lund (Schweden): 
Push -Pullethylenes 
17.30 Uhr, Seminarraum 201, 
Chemie-Mehrzweckgebäude 
Niederrad, Sandhofstraße 
Veranstaltung im Rahmen des 

Neues Vorlesungsverzeichnis billiger 

Das neue Vorlesungsverzeichnis für das Sommer­
semester 1977 erscheint am 14, Februar, also wie 
bisher, rechtzeitig vor Ende des vorangehenden Se­
mesters. Eine erfreuliche Nachricht: im Gegensatz 
zu den vielen anderen Dingen, die die Lebenshal­
tungskosten der Studenten erhöhen, wird das Vor­
lesungsverzeichnis billiger. Es kostet nur vier Mark, 
statt bisher fünf Mark. Die Senkung des Preises ist 
dem Verlag Blazek und Bergmann durch eine platz­
sparendere Druckweise gelungen. 

"Chemischen Kolloquiums 
Niederrad" 

* Ferdinand Müller, 
Hamburg: 
Indirekte Immunfluoreszenz 
zum Nachweis differenter 
Antikörper bei Infektions­
krankheiten. Neue Ergebnisse 
zur Technik, immunologischen 
Befundwertung sowie zur 
staatlichen Reagenzienprüfung 
18.15 Uhr, Hörsaal des Paul­
Ehrlich-Instituts, 
Paul-Ehrlich-Straße 42-44 
214. Kolloquium des Paul­
Ehrlich-Instituts, des Georg­
Speyer-Hauses und des 
Ferdinand -Blum -Insti tu ts 

* A. Seilacher, Tübingen: 
Evolutiver 
Konstruktionswechsel am 
Beispiel grabender Seeigel 
19.30 Uhr, Großer Hörsaal der 
Biologischen Institute, 
Siesmayerstraße 70 

Mittwoch, 16. Februar 
Martin Scheel, 
Tübingen: 
Was können wir von der 
afrikanischen Medizin lernen? 
20.00 Uhr, Klinikum, Kleiner 
Hörsaal im Zentralbau 
(Eingang 23 B, 1. Stock), 
Theodor-Stern-Kai 7 
Veranstalter: Arbeitsgruppe 
Medizinische Entwicklungshilfe 
der Evangelischen 
Studen tengemeinde 

* Trio der Universität Frankfurt: 
20. Hauskonzert 
Programm: 
Joseph Haydn: Trio A-Dur, 
Hob. XV, 9, für Klavier, 
Violine und Violoncello 
Edison W. Denissow: Trio für 
Violine, Violoncello und 
Klavier 
Pj otr 1. Tschaikowski: 
Trio a-Moll op. 50 fur Klavier, 
Violine und Violoncello 
20.00 Uhr, Magnus-Hörsaa1 des 
Instituts für Physikalische 
Chemie, Robert-Mayer-Str. 11 
Veranstalter: Freunde der 
Hauskonzerte des Instituts für 
Physikalische Chemie e. V. 

* Wolfgang Wieland, 
Göttingen: 
Aporien der praktischen 
Vernunft 
20.15 Uhr, Seminarraum 4 des 
Fachbereichsgebäudes, 
Dan testraße 4-6 

UNI-REPORT 

Veranstalter: Fachbereich 7 
Philosophie 

Floeitag, 18. Februar 
P. J. van der Leeuw, 
Amsterdam: 
Der Briefwechsel zwischen 
Freud und Jung -
wissenschaftshistorische 
Bemerkungen 
20.15 Uhr, Hörsaal II 
Veranstalter: Institut für 
Psychoanalyse im Fachbereich 
Psychologie, in Zusammen­
arbeit mit dem Sigmund­
Freud-Institut, Frankfurt 

Dienstag, 22. März 
H. Bau er, Gießen: 
Biochemische und immuno­
logische Veränderungen der 
Plasmamembran von 
RNS-Tumorvirus transfor­
mierter Zellen 
18.15 Uhr, Hörsaal des 
Paul-Ehrlich-Instituts, 
Paul-Ehrlich-Straße 42-44 
215. Kolloquium des 
Paul-Ehrlich-Instituts, des 
Georg-Speyer-Hauses und des 
Ferdinand-Blum-Instituts 

Aus einem LHV-Info 

Dienstag, 19. April 
U. H a d d i n g, Mainz: 
Beteiligung von Komplement 
im efferenten Schenkel des 
Immunsystems 
D. Bit t e r - S u e r man n , 
Mainz: 
Beteiligung von Komplement 
im afferenten Schenkel des 
Immunsystems 
18.15 Uhr, Hörsaal des 
Paul-Ehrlich-Instituts, 
Paul-Ehrlich-Straße 42-44 
216. Kolloquium des 
Paul-Ehrlich-Instituts, des 
Georg-Speyer-Hauses und des 
Ferdinand-Blum-Instituts 

Urabstimmung bei den 
Rechtswissenschaftlern 
Am Fachbereich Rechtswissen­
schaft findet in dieser Woche 
eine Urabstimmung über eine 
Fachschafts-Wahlordnung und 
eine Fachschafts-Satzung statt. 
Wahlordnung und Satzung 
wurden von einer Fachschafts­
initiative Jura (Fiju) entwor­
fen und von einer Fachbe­
reichsversammlung im Dezem:­
ber mit Mehrheit befürwortet. 
Zweck der Urabstimmung ist 
es, in dem Fachbereich wieder 
eine einerseits rechtmäßige, 
andererseits von den Studen­
ten akzeptierte Fachschafts­
vertretung zu installieren. Bis­
her gab es nur kommissarisch 
vom Präsidenten eingesetzte 
Fachschaftsvertreter, da die 
Studentenschaft es ablehnte, 
nach der sogenannten "Kant­
zenbach-Satzung" zu wählen, 
die 1972 rechtsaufsichtlich auf­
erlegt wurde. 
Wenn die Urabstimmung Er­
folg haben soll, müssen sich 
mindestens 50 Prozent der im 
Fachbereich Rechtswissenschaft 
eingeschriebenen Studenten 

daran beteiligen. Für die An­
nahme der Wahlordnung und 
der Satzung muß wiederum die 
Mehrheit davon mit Ja ge­
stimmt haben. Anschließend ist 
die Genehmigung von Wahl­
ordnung und Satzung durch 
den Präsidenten erforderlich. 

Sprachlabor 
im DZ 
Freie Übungszeiten (für alle 
Mitglieder und Angehörigen 
der Universität) auch während 
der Semesterferien (keine 
Voranmeldung erforderlich) 
Mi. 14-16.30 Uhr · (im Seme­
ster 17.30) Fr. 9-12 Uhr. 
Sprachlehrprogramme sin.d 
vorhanden für: Arabisch, Chi­
nesisch, Deutsch für Auslän­
der, Englisch, Französisch. 
Hebräisch (modernes H.), Ita­
lienisch, Japanisch, Niederlän­
disch, Norwegisch, Persisch. 
Portugiesisch, Russisch, Spa­
nisch, Vietnamesisch. 
Ort: Turm, 2. Stock, Ra1.l01 

241. 
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